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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH
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147. Kundmachung: Wiederverlautbarung des Arbeitsinspektionsgesetzes.
148. Kundmachung: Wiederverlautbarung des Milchwirtschaftsgesetzes.
149. Kundmachung: Wiederverlautbarung des Getreidewirtschaftsgesetzes.
150. Kundmachung: Wiederverlautbarung des Viehverkehrsgesetzes.

147. Kundmachung der Bundesregierung
v o m 29. Mai 1956, womit das Arbeitsinspek-

tionsgesetz wiederverlautbart wird.

Artikel I.

Auf Grund des Wiederverlautbarungsgesetzes,
BGBl. Nr. 114/1947, wird das Bundesgesetz vom
3. Juli 1947, BGBL Nr. 194, über die Arbeits-
inspektion (Arbeitsinspektionsgesetz — ArbIG.)
neu verlautbart.

Artikel II.

(1) Bei der Wiederverlautbarung werden die
Änderungen und Ergänzungen berücksichtigt, die
sich aus Artikel I der 5. Novelle zum Arbeits-
inspektionsgesetz, BGBl. Nr. 16/1954, ergeben.

(2) Die nachstehenden Rechtsvorschriften wer-
den als gegenstandslos geworden nicht berück-
sichtigt:

1. das Bundesgesetz vom 16. Dezember 1948,
BGBl. Nr . 33/1949, betreffend Abänderung des
Bundesgesetzes vom 3. Juli 1947, BGBl. Nr. 194,
über die Arbeitsinspektion;

2. die 2. Novelle zum Arbeitsinspektionsgesetz,
BGBl. Nr. 12/1950;

3. die 3. Novelle zum Arbeitsinspektionsgesetz,
BGBl. Nr . 24/1951;

4. die 4. Novelle zum Arbeitsinspektionsgesetz,
BGBl. Nr . 16/1952.

Artikel III.

(1) In die Wiederverlautbarung wird die Bezug-
nahme im § 29 auf § 3 des Bäckereiarbeiter-
gesetzes, StGBl. Nr. 217/1919, nicht aufgenom-
men, weil dieses Gesetz durch das Bäckerei-
arbeitergesetz, BGBl. Nr. 69/1955, außer Kraft
gesetzt worden ist.

(2) Die Bestimmung des § 30 des Arbeitsinspek-
tionsgesetzes in der Fassung des § 1 der 3. N o -
velle zum Arbeitsinspektionsgesetz und des § 1
der 4. Novelle zum Arbeitsinspektionsgesetz, die
infolge Zeitablaufs gegenstandslos geworden ist,
wird als nicht mehr geltend festgestellt.

(3) Der § 31 des Arbeitsinspektionsgesetzes
wird als § 30 bezeichnet.

Artikel IV.

(1) Das Arbeitsinspektionsgesetz ist in seiner
ursprünglichen Fassung mit 6. September 1947 in
Kraft getreten.

(2) Die durch die 5. Novelle zum Arbeitsinspek-
tionsgesetz bewirkten Änderungen und Ergän-
zungen sind mit 22. Jänner 1954 in Kraft getre-
ten.

Artikel V.

Das wiederverlautbarte Gesetz ist als „Arbeits-
inspektionsgesetz 1956" oder „ArbIG. 1956" zu
zitieren.

Artikel VI.

Als Tag der Herausgabe der Wiederverlaut-
barung wird der Tag der Kundmachung im Bun-
desgesetzblatt festgestellt.

Raab Schärf Helmer Kapfer
Drimmel Proksch Kamitz Thoma

Illig Waldbrunner Figl

Anlage

Arbeitsinspektionsgesetz 1956.

Artikel I.

Wirkungskreis der Arbeitsinspektion.

§ 1. (1) Die Arbeitsinspektion ist die zur Wahr-
nehmung des gesetzlichen Schutzes der Dienst-
nehmer (Lehrlinge) berufene Behörde.

(2) Von der Wirksamkeit der Arbeitsinspektion
sind, soweit im Abs. 3 nichts anderes bestimmt
wird, ausgenommen:

a) die der Land- und Forstwirtschaftsinspek-
tion unterstehenden Betriebe;

b) die der bergbehördlichen Aufsicht unterste-
henden Betriebe;
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c) die der Verkehrs-Arbeitsinspektion unter-
stehenden Betriebe;

d) die Wohlfahrtsanstalten, Kranken-, Heil-
und sonstigen Pflegeanstalten, die medizi-
nisch-diagnostischen und therapeutischen
Anstalten, soweit sie vom Bund, einem
Bundesland, einem Gemeindeverband oder
einer Gemeinde betrieben werden;

e) die Erziehungs- und Unterrichtsanstalten;
f) die Kultusanstalten;
g) die Strafanstalten, die gerichtlichen Ge-

fangenhäuser, Arbeitshäuser und Bundes-
anstalten für Erziehungsbedürftige;

h) die Hauswirtschaft.
(3) Die Wirksamkeit der Arbeitsinspektion

erstreckt sich jedoch auf die Regiebauten, Werk-
stätten und Hilfsanlagen (Hilfsanstalten) der im
Abs. 2 lit. d bis g aufgezählten Anstalten.

(BGBl. Nr. 16/1954, Art. 1 Z.1.)

§ 2. (1) Auf die Dienststellen der Hoheitsver-
waltung und auf die Verwaltungsstellen der
öffentlich-rechtlichen Körperschaften finden die
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes keine An-
wendung.

(2) Die Betriebe des Bundes, der Bundesländer
(Stadt Wien), der Bezirke und Gemeinden unter-
liegen den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes,
soweit sie nicht ihrer Art nach gemäß § 1 Abs. 2
und 3 von der Wirksamkeit der Arbeitsinspek-
tion ausgenommen sind. Das gleiche gilt für Be-
triebe, Werkstätten und Hilfsanlagen der öffent-
lich-rechtlichen Körperschaften.

(3) Als Betriebe im Sinne des Abs. 2 sind auch
Hoch- und Tiefbauten, Straßen- und Wasser-
bauten, Bauten von Stromleitungsanlagen und
sonstige Bauten anzusehen, die vom Bund, einem
Bundesland (Stadt Wien), einem Bezirk oder
einer Gemeinde in eigener Regie ausgeführt
werden.

Aufgaben und Befugnisse der Arbeitsinspektion.

A l l g e m e i n e s .

§ 3. (1) Die Arbeitsinspektion hat im Rahmen
ihres Wirkungskreises durch ihre Organe (Ar-
beitsinspektoren) die Einhaltung der zum Schutz
der Dienstnehmer erlassenen Vorschriften und
behördlichen Verfügungen zu überwachen, insbe-
sondere, soweit diese betreffen:

a) den Schutz des Lebens, der Gesundheit und
der. Sittlichkeit der Dienstnehmer;

b) die Verwendung der Dienstnehmer, die
Arbeitszeit, die Arbeitspausen die Nacht-
ruhe (Nachtarbeit), die Sonn- und Feier-
tagsruhe und den Urlaub;

c) die Kinderarbeit sowie die Verwendung
von jugendlichen und weiblichen Arbeits-
kräften;

d) die Ausbildung der Lehrlinge und jugend-
lichen Dienstnehmer;

e) die Lohnzahlung, Arbeitsordnungen und
Kollektivverträge ;

f) die Heimarbeit.

(2) Die Arbeitsinspektoren haben die Dienst-
geber bei Erfüllung ihrer Pflichten gegenüber den
Dienstnehmern zu unterstützen. Sie haben die
Dienstgeber und die Dienstnehmer bei sich bie-
tender Gelegenheit über die Notwendigkeit und
den Gebrauch von Schutzvorkehrungen und über
die Bedeutung von Maßnahmen der Gesundheits-
pflege und der Unfallverhütung und von Maß-
nahmen zum Schutze der Sittlichkeit im Betrieb
zu belehren.

(3) Die Arbeitsinspektoren sollen durch Ver-
mittlung zwischen den Interessen der Dienst-
geber und denen der Dienstnehmer das Vertrau-
en beider Teile gewinnen und bei Streitigkeiten
im Betrieb zur Wiederherstellung des guten Ein-
vernehmens beitragen. Hiebei haben sie sich der
Mitarbeit der Organe der im Betrieb errichteten
Betriebsvertretungen zu bedienen. Die Betriebs-
vertretungen haben wahrgenommene Mängel in
der Einhaltung von Vorschriften über den
Dienstnehmerschutz dem Arbeitsinspektorat zur
Kenntnis zu bringen; erforderlichenfalls haben
sie eine Revision des Betriebes zu beantragen.

(4) Die Arbeitsinspektorate haben bei Durch-
führung ihrer Aufgaben (Abs. 1) auf ständige
Zusammenarbeit mit den gesetzlichen Interessen-
vertretungen der Dienstgeber und der Dienst-
nehmer Bedacht zu nehmen.

§ 4. Die Arbeitsinspektion darf mit Aufgaben,
die ihrem Wirkungskreis fremd sind, nicht be-
traut und insbesondere für Zwecke der Finanz-
verwaltung nicht in Anspruch genommen wer-
den.

(BGBl. Nr. 16/1954, Art. I Z. 2.)

B e s i c h t i g u n g v o n A n l a g e n .

§ 5. (1) Die Arbeitsinspektoren sind befugt, die
Betriebsräume, Betriebsstätten und Aufenthalts-
räume der Dienstnehmer sowie die vom Betriebs-
inhaber den Dienstnehmern beigestellten Wohn-
räume, Unterkünfte und Anlagen von Wohl-
fahrtseinrichtungen jederzeit zu betreten und zu
besichtigen. Wenn es zur Erfüllung ihrer Ob-
liegenheiten unvermeidlich ist, sind sie auch be-
rechtigt, Bahnanlagen zu betreten. Die näheren
Bestimmungen über das Betreten der Bahn-
anlagen durch die Arbeitsinspektoren trifft das
Bundesministerium für Verkehr und verstaat-
lichte Betriebe im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für soziale Verwaltung.
(BGBl. Nr. 16/1954, Art. I Z. 3.)
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(2) Bei einer Besichtigung hat der Arbeits-
inspektor dem Betriebsinhaber oder seinem Be-
auftragten von seiner Gegenwart Kenntnis zu
geben und sich auf Verlangen durch einen vom
Bundesministerium für soziale Verwaltung be-
glaubigten Dienstausweis auszuweisen. Dem Be-
triebsinhaber oder seinem Beauftragten steht es
frei, den Arbeitsinspektor bei der Besichtigung
zu begleiten; auf Verlangen des Arbeitsinspektors
ist er hiezu verpflichtet. Eine Verständigung des
Betriebsinhabers oder seines Beauftragten kann
unterbleiben, wenn eine solche Verständigung
nach Ansicht des Arbeitsinspektors die Wirksam-
keit der Kontrolle beeinträchtigen könnte.
(BGBl. Nr. 1611954, Art. I Z. 4.)

(s) Die Arbeitsinspektoren haben den Besichti-
gungen die Organe der Betriebsvertretung bei-
zuziehen.

E i n v e r n a h m e v o n P e r s o n e n u n d
E i n s i c h t in U r k u n d e n .

§ 6. (1) Die Arbeitsinspektoren sind befugt,
den Betriebsinhaber oder seinen Beauftragten und
die im Betrieb beschäftigten Dienstnehmer, nach
ihrem Ermessen auch ohne Zeugen, über alle
Umstände einzuvernehmen, die ihren Wirkungs-
kreis berühren. Sie können vom Betriebsinhaber
oder seinem Beauftragten oder von den Dienst-
nehmern schriftliche Auskünfte verlangen und,
wenn erforderlich, diese Personen zur Einver-
nahme vorladen. Die Einvernahmen haben tun-
lichst ohne Störung des Betriebes zu erfolgen.
Der Betriebsinhaber, sein Beauftragter und die
Dienstnehmer sind verpflichtet, den Arbeits-
inspektoren die zur Erfüllung ihrer Aufgaben
erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

(2) Der Betriebsinhaber (Beauftragte) ist ver-
pflichtet, den Arbeitsinspektoren auf Verlangen
alle Urkunden, die sich auf die Betriebsanlagen,
die Betriebsmittel sowie auf die im § 5 Abs. 1
erwähnten Räume und Einrichtungen beziehen,
samt den dazugehörigen Plänen, Zeichnungen,
Betriebsvorschriften u. dgl. zur Einsicht vorzu-
legen. Dies gilt auch für die Dienstnehmerver-
zeichnisse, die Arbeitsordnungen, die Kollektiv-
verträge und Einzelverträge, die Lehrverträge,
die Lohn-(Gehalts-) und Urlaubslisten sowie alle
Verzeichnisse, deren Führung für die Heimarbeit
vorgesehen ist.

Z u z i e h u n g v o n S a c h v e r s t ä n d i g e n .
E n t n a h m e v o n P r o b e n .

§ 7. (1) Wenn nach Ansicht des Arbeitsinspek-
tors die Gesundheit der Dienstnehmer eines Be-
triebes durch die Art ihrer Verwendung, durch
ein Betriebsverfahren oder durch eine Betriebs-
einrichtung gefährdet erscheint, so hat die zustän-
dige Behörde auf Antrag des Arbeitsinspektors
den erforderlichen Untersuchungen Sachverstän-

dige (Ärzte, Ingenieure, Chemiker u. dgl.) beizu-
ziehen. In Fällen, die keinen Aufschub gestatten,
ist der Arbeitsinspektor berechtigt, unter gleich-
zeitiger Verständigung der zuständigen Verwal-
tungsbehörde, Sachverständige beizuziehen.

(2) Wenn nach Ansicht des Arbeitsinspektors
die Verwendung eines Arbeitsstoffes oder Ar-
beitsmittels die Dienstnehmer gefährdet, so ist er
berechtigt, eine Probe im unbedingt erforder-
lichen Ausmaß zu entnehmen und deren fachliche
Untersuchung durch eine hiezu befugte Anstalt
zu veranlassen. Wenn nach Ansicht des Arbeits-
inspektors für die Dienstnehmer bereitgestelltes
Trinkwasser oder im Betrieb an die Dienst-
nehmer verabreichte Lebensmittel die Gesundheit
gefährden, so hat er der zuständigen Verwal-
tungsbehörde Anzeige zu erstatten.

(3) Die Kosten der Untersuchungen nach den
Abs. 1 und 2 erster Satz hat der Betriebsinhaber
zu tragen, wenn sich nach dem Untersuchungs-
ergebnis die Ansicht des Arbeitsinspektors als
richtig erweist.

F e s t s t e l l u n g u n d A n z e i g e
v o n Ü b e r t r e t u n g e n .

§ 8. (1) Stellt der Arbeitsinspektor die Über-
tretung einer dem Schutze der Dienstnehmer
dienenden Vorschrift fest, so hat er dem Betriebs-
inhaber oder seinem Beauftragten den Auftrag
zu erteilen, unverzüglich den den geltenden
Vorschriften und behördlichen Verfügungen ent-
sprechenden Zustand herzustellen. Wenn diesem
Auftrag nicht entsprochen wird, hat das Arbeits-
inspektorat die Anzeige an die zuständige Ver-
waltungsbehörde zu erstatten, falls die Anzeige
nicht bereits anläßlich der Feststellung der Über-
tretung erstattet wurde. (BGBl. Nr. 16/1954,
Art. I Z. 5.)

(2) Mit der Anzeige kann auch ein Antrag über
das Strafausmaß gestellt werden.

(3) Die zuständige Verwaltungsbehörde hat
über die Anzeige ohne Verzug, längstens jedoch
binnen zwei Wochen, das Strafverfahren einzu-
leiten; gelangt die Verwaltungsbehörde bei den
Erhebungen zu der Ansicht, daß das Strafver-
fahren einzustellen ist oder eine niedrigere
Strafe, als von dem Arbeitsinspektorat beantragt
wurde, zu verhängen ist, so hat sie vor Einstel-
lung des Strafverfahrens oder vor Fällung des
Erkenntnisses dem Arbeitsinspektorat Gelegen-
heit zur Stellungnahme zu geben. Eine schrift-
liche Ausfertigung des erlassenen Bescheides ist
dem Arbeitsinspektorat zuzustellen.

(4) Die Bestimmungen des Abs. 1 zweiter Satz
und der Abs. 2 und 3 finden keine Anwendung
auf Betriebe des Bundes, der Bundesländer
(Stadt Wien), der Bezirke und Gemeinden (§ 2
Abs. 2 erster Satz und Abs. 3). Wird in solchen
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Betrieben die Übertretung einer dem Schutze
der Dienstnehmer dienenden Vorschrift festge-
stellt, so hat das Arbeitsinspektorat der vorge-
setzten Dienststelle Anzeige zu erstatten.

A n t r ä g e u n d V e r f ü g u n g e n .

§ 9. (1) Wenn das Arbeitsinspektorat der An-
sicht ist, daß in einem Betrieb Vorkehrungen zum
Schutze des Lebens, der Gesundheit und der Sitt-
lichkeit der Dienstnehmer erforderlich sind, so
hat es, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen
für eine behördliche Verfügung gegeben sind, bei
der zuständigen Verwaltungsbehörde die Erlas-
sung der erforderlichen Verfügungen zu bean-
tragen, es sei denn, daß der Betriebsinhaber dem
Auftrage des Arbeitsinspektorates, Abhilfe zu
schaffen, entspricht.

(2) Die Verwaltungsbehörde hat über den An-
trag des Arbeitsinspektorates ohne Verzug, läng-
stens jedoch binnen zwei Wochen, das Ermitt-
lungsverfahren einzuleiten und beschleunigt
abzuschließen.

(3) Wenn der Arbeitsinspektor anläßlich einer
Besichtigung (§ 5) findet, daß der Schutz der
Dienstnehmer sofortige Abhilfe erfordert, hat er an
Stelle der sonst zuständigen Verwaltungsbehörde
die erforderliche Verfügung schriftlich mit der
gleichen Wirkung selbst zu treffen, als ob sie von
dieser Behörde erlassen worden wäre. Eine Ab-
schrift des Bescheides ist der Verwaltungsbehörde
und der Betriebsvertretung zuzustellen.

Anhörung des Arbeits-
inspektorates.

§ 10. (1) Die Verwaltungsbehörden haben in
Sachen, die den Schutz der Dienstnehmer berühren,
dem Arbeitsinspektorat vor Erlassung eines Be-
scheides Gelegenheit zur Äußerung und Antrag-
stellung zu geben. Wird in einer solchen Sache das
Ermittlungsverfahren eingeleitet, so ist das Ar-
beitsinspektorat berechtigt, an diesem Verfahren
teilzunehmen. Das Arbeitsinspektorat ist zur
Teilnahme an der mündlichen Verhandlung, die
im Ermittlungsverfahren stattfindet, zu laden;
gleichzeitig sind die zur Beurteilung der Sachlage
verfügbaren Unterlagen zu übermitteln. Hat das
Arbeitsinspektorat an den Verhandlungen nicht
teilgenommen, so sind ihm die Verhandlungs-
akten auf Verlangen, das binnen zwei Wochen
nach dem Verhandlungstage gestellt werden
kann, vor Erlassung des Bescheides zur Stellung-
nahme zu übermitteln. Das Arbeitsinspektorat
hat seine Stellungnahme ohne Verzug, längstens
jedoch binnen zwei Wochen, unter Rückstellung
der Verhandlungsakten abzugeben.

(2) Wird den Vorschriften des Abs. 1 im Ver-
fahren erster Instanz nicht entsprochen, so hat
im Falle der Berufung die Berufungsbehörde vor

Erlassung ihres Bescheides die Äußerung und
Antragstellung des nach dem Standort des Be-
triebes zuständigen Arbeitsinspektorates einzu-
holen.

(3) In allen übrigen Fällen einer Berufung ein-
schließlich einer solchen im Verwaltungsstraf-
verfahren hat die Berufungsbehörde ein anderes
Arbeitsinspektorat zur Abgabe der Äußerung
aufzufordern; welche Arbeitsinspektorate hiezu
heranzuziehen sind, bestimmt das Bundesmini-
sterium für soziale Verwaltung. Ist jedoch die
Berufungsbehörde ein Bundesministerium, so ist
zur Abgabe der Äußerung im Berufungsverfah-
ren das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung aufzufordern.

(4) In den Fällen der Abs. 1 bis 3 ist eine Aus-
fertigung des Bescheides dem nach dem Standort
des Betriebes zuständigen Arbeitsinspektorat
zuzustellen.

(5) Die Kosten, die dem Arbeitsinspektorat
durch die Entsendung von Amtsorganen zu den
mündlichen Verhandlungen gemäß Abs. 1 er-
wachsen, sind von den die Amtshandlung führen-
den Verwaltungsbehörden als Barauslagen im
Sinne der §§ 76 Abs. 1 und 77 Abs. 5 des All-
gemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950,
BGBl. Nr. 172, zu behandeln.

(BGBl. Nr. 16/1954, Art. 1 Z. 6.)

B e r u f u n g d e s A r b e i t s -
i n s p e k t o r a t e s .

§ 11. In den Fällen der §§ 8 Abs. 3, 9 Abs. 1
und 10 Abs. 1 steht dem Arbeitsinspektorat
gegen den Bescheid der zuständigen Verwaltungs-
behörde erster Instanz die Berufung zu, wenn
der Bescheid dem vom Arbeitsinspektorat gestell-
ten Antrag oder der abgegebenen Stellungnahme
nicht entspricht; unter den gleichen Voraus-
setzungen steht dem Arbeitsinspektorat die Be-
rufung auch gegen Bescheide der Verwaltungs-
behörden zweiter Instanz zu, wenn deren Ent-
scheidung nicht endgültig ist. Dem Arbeits-
inspektorat steht in den Fällen des § 10 Abs. 1
die Berufung auch dann zu, wenn ihm vor Erlas-
sung des Bescheides nicht Gelegenheit zur Äuße-
rung und Antragstellung gegeben wurde.

V e r f a h r e n s b e s t i m m u n g e n .

§ 12. (1) Auf das Verfahren der Arbeitsinspek-
torate finden, soweit in diesem Bundesgesetz
nichts anderes bestimmt wird, die Vorschriften
des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
1950, BGBl. Nr. 172, Anwendung. (BGBl. Nr. 16/
1954, Art. I Z. 7.)

(2) Das Recht zur Einbringung der Berufung
gegen Bescheide, die das Arbeitsinspektorat ge-
mäß § 9 Abs. 3 erläßt, sowie der Instanzenzug in
diesen Fällen richtet sich nach den Vorschriften,
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die maßgebend gewesen wären, wenn der Be-
scheid von der sonst zuständigen Verwaltungs-
behörde erlassen worden wäre. Die Berufung ist
bei dem Arbeitsinspektorat, das den Bescheid
erlassen hat, einzubringen; sie hat keine auf-
schiebende Wirkung.

R e c h t s h i l f e .

§ 13. (1) Alle Behörden und die gesetzlichen
Interessenvertretungen der Dienstgeber und
Dienstnehmer haben die Arbeitsinspektorate bei
Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen. Sie
sind verpflichtet, alle Anfragen der Arbeits-
inspektorate unverzüglich zu erledigen.

(2) Die Gewerbebehörden sind verpflichtet, die
Arbeitsinspektorate von Neuerrichtungen ge-
werblicher Betriebe und von Veränderungen der
Betriebe, die für den Dienstnehmerschutz von
Bedeutung sind, zu verständigen.

(3) Die zur Wahrung der öffentlichen Sicher-
heit berufenen Behörden haben jeden ihnen zur
Kenntnis gelangten schweren oder tödlichen Ar-
beitsunfall im Betrieb dem zuständigen Arbeits-
inspektorat unverzüglich bekannzugeben. (BGBl.
Nr. 16/1954, Art. 1 Z. 8.)

Z u s a m m e n a r b e i t m i t d e n T r ä g e r n
d e r S o z i a l v e r s i c h e r u n g .

§ 14. (1) Die Träger der Sozialversicherung
haben die Arbeitsinspektorate bei Erfüllung ihrer
Aufgaben zu unterstützen.

(2) Die Träger der Unfallversicherung sind ver-
pflichtet, die Arbeitsinspektorate von Unfällen
größeren Ausmaßes unverzüglich zu benachrich-
tigen und ihnen Einsicht in die Anzeigen,
Krankengeschichten und anderen Unterlagen zu
gewähren. Die Krankenkassen sind verpflichtet,
die Arbeitsinspektorate von den Ergebnissen der
Untersuchungen, die sie über Berufserkrankun-
gen anstellen, zu verständigen.

(3) Die Arbeitsinspektorate haben in Ange-
legenheit des Dienstnehmerschutzes, insbesondere
der Unfallverhütung, auf ständige Zusammen-
arbeit mit den in Betracht kommenden Trägern
der Sozialversicherung Bedacht zu nehmen.

(4) An Betriebsbesichtigungen der Arbeits-
inspektorate haben sich die Träger der Sozial-
versicherung auf Verlangen der Arbeitsinspekto-
rate nach Tunlichkeit durch Entsendung von
fachkundigen Organen zu beteiligen. Die Kosten,
die aus der Teilnahme an solchen Betriebsbesich-
tigungen erwachsen, sind von den Trägern der
Sozialversicherung zu tragen.

(5) Die Träger der Sozialversicherung können
bei den Arbeitsinspektoraten die Vornahme von
Betriebsbesichtigungen beantragen, wenn nach ihrer
Ansicht in einem Betrieb Maßnahmen im Interesse
eines wirksamen Gesundheitsschutzes und der Un-

fallverhütung erforderlich erscheinen. Zu solchen
Betriebsbesichtigungen haben die Arbeitsinspek-
torate Organe des antragstellenden Trägers der
Sozialversicherung beizuziehen. Die Arbeits-
inspektorate sind verpflichtet, innerhalb zweier
Wochen nach Einlangen des Antrages des Sozial-
versicherungsträgers den Zeitpunkt der Betriebs-
besichtigung festzulegen.

§ 15. Organe von Trägern der Sozialversiche-
rung, die an Betriebsbesichtigungen ( § 1 4 Abs. 4
und 5) teilnehmen, unterliegen der den Arbeits-
inspektoren auferlegten Verschwiegenheitspflicht
(§ 17). Die Strafbestimmungen des § 23 gelten
sinngemäß.

B e r i c h t e u n d G u t a c h t e n .

§ 16. (1) Die Arbeitsinspektorate haben alljähr-
lich dem Bundesministerium für soziale Verwal-
tung Bericht über ihre Tätigkeit und ihre Wahr-
nehmungen auf dem Gebiete des Dienstnehmer-
schutzes zu erstatten. Diese Berichte sind vom
Bundesministerium für soziale Verwaltung in
zusammenfassender Darstellung dem Nationalrat
vorzulegen und in den amtlichen Nachrichten
des Bundesministeriums für soziale Verwaltung
zu veröffentlichen.

(2) Die Arbeitsinspektorate können vom Bun-
desministerium für soziale Verwaltung zur Er-
stattung von Gutachten und Vorschlägen über
die Erlassung von Vorschriften zum Schutze der
Dienstnehmer herangezogen werden. Solche
Gutachten und Vorschläge können die Arbeits-
inspektorate auch ohne besondere Aufforderung
erstatten.

B e s o n d e r e P f l i c h t e n d e r
A r b e i t s i n s p e k t o r e n .

§ 17. (1) Die Arbeitsinspektoren sind verpflich-
tet, über alle ihnen bei Ausübung ihres Dienstes
bekanntgewordenen Geschäfts- und Betriebs-
geheimnisse, insbesondere über die ihnen als
geheim bezeichneten Einrichtungen, Verfahren
und Eigentümlichkeiten der Betriebe strengste
Verschwiegenheit zu beobachten. An diese Ver-
schwiegenheitspflicht, deren Erfüllung die Ar-
beitsinspektoren im Amtseide zu geloben haben,
sind sie auch im Verhältnis außer Dienst, im
Ruhestand sowie nach Auflösung des Dienst-
verhältnisses gebunden.

(2) Die Arbeitsinspektoren haben die Quelle
jeder Beschwerde über bestehende Mängel oder
über eine Verletzung der gesetzlichen Vorschrif-
ten als unbedingt vertraulich zu behandeln und
dürfen weder dem Betriebsinhaber noch seinem
Beauftragten andeuten, daß eine Besichtigung
durch eine Beschwerde veranlaßt worden ist.

(BGBl. Nr. 16/1954, Art. I Z. 9.)
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§ 18. Die Arbeitsinspektoren dürfen unbe-
schadet der Bestimmungen der §§ 33 und 34 der
Dienstpragmatik (Gesetz vom 25. Jänner 1914,
RGBl. Nr. 15) ein Unternehmen, das der Arbeits-
inspektion unterliegt, weder auf eigene noch auf
fremde Rechnung betreiben noch an einem sol-
chen Unternehmen beteiligt sein, sie dürfen auch
nicht in einem Dienstverhältnis zu einem solchen
Unternehmen stehen.

O r g a n i s a t i o n d e r A r b e i t s -
i n s p e k t i o n .

§ 19. (1) Das Bundesgebiet wird unter tun-
lichster Berücksichtigung der Grenzen der Bun-
desländer (Stadt Wien) in Aufsichtsbezirke der
Arbeitsinspektion eingeteilt. Für jeden Aufsichts-
bezirk wird ein Arbeitsinspektorat errichtet. In
jedem Bundesland ist mindestens ein allgemeines
Arbeitsinspektorat zu errichten.

(2) Einzelne Arten von Wirtschaftszweigen und
Beschäftigtengruppen können aus der allge-
meinen Arbeitsinspektion ausgeschieden und
unter die Aufsicht von besonderen Arbeits-
inspektoraten gestellt werden. Der örtliche
Wirkungsbereich solcher Arbeitsinspektorate
kann sich über den Bereich mehrerer Bundes-
länder erstrecken.

(3) Die näheren Vorschriften über die Auf-
sichtsbezirke der allgemeinen Arbeitsinspektion
und über die Errichtung von besonderen Ar-
beitsinspektoraten werden nach Anhörung der
Interessenvertretungen der Dienstgeber und der
Dienstnehmer durch Verordnung getroffen.

(BGBl. Nr. 16/1954, Art. I Z. 10.)

§ 20. (1) Zur besonderen Wahrnehmung der
Aufgaben, die die Arbeitsinspektion auf dem
Gebiete der Arbeitshygiene und der Berufs-
krankheiten zu erfüllen hat, ist bei jedem Ar-
beitsinspektorat und beim Zentral-Arbeitsinspek-
torat (§ 21 Abs. 2) ein „Arbeitsinspektionsarzt"
zu bestellen.

(2) Zur besonderen Überwachung der Einhal-
tung der Schutzvorschriften für Jugendliche,
Frauen und Kinder ist bei jedem Arbeitsinspek-
torat ein „Arbeitsinspektor für Jugendschutz,
Frauen- und Kinderarbeit" zu bestellen.

(3) Der Arbeitsinspektionsarzt und der Ar-
beitsinspektor für Jugendschutz, Frauen- und
Kinderarbeit sind Organe der Arbeitsinspektion,
auf sie finden die Vorschriften der §§ 5 bis 9, 17,
18 und 23 Anwendung.

§ 21. (1) Die Arbeitsinspektorate im Sinne des
§ 19 Abs. 1 und 2 unterstehen unmittelbar dem
Bundesministerium für soziale Verwaltung.

(2) Die oberste Leitung und zusammenfassende
Behandlung der Angelegenheiten der Arbeits-
inspektion obliegen dem Bundesministerium für

soziale Verwaltung (Zentral-Arbeitsinspektorat).
Auf die Organe des Zentral-Arbeitsinspektorates
finden die Vorschriften der §§ 5 bis 8. 17, 18
und 23 Anwendung.

(BGBl. Nr. 16/1954, Art. I Z. 11.)

S t r a f b e s t i m m u n g e n .

§ 22. (1) Wer vorsätzlich die Organe der Ar-
beitsinspektion (§§ 19 und 20) oder Organe des
Zentral-Arbeitsinspektorates (§21 Abs. 2) in der
Ausübung ihres Dienstes behindert oder die Er-
füllung ihrer Aufgaben vereitelt, wird, wenn die
Handlung nicht einer strengeren Strafe unter-
liegt, von der Bezirksverwaltungsbehörde mit
Geld bis zu 5000 S oder mit Arrest bis zu drei
Monaten bestraft. Beide Strafen können auch
nebeneinander verhängt werden.

(2) Die Vorschriften des Abs. 1 finden in den
im § 2 Abs. 2 erster Satz genannten Betrieben
keine Anwendung.

§ 23. Ein Organ der Arbeitsinspektion, das
während der Dauer seines Dienstverhältnisses
(Ruhestandsverhältnisses) oder nach Auflösung
des Dienstverhältnisses ein ihm bei Ausübung des
Dienstes bekanntgewordenes und als solches be-
zeichnetes Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis
verletzt oder es zu seinem oder eines anderen
Vorteil verwertet, wird, wenn die Handlung
nicht nach einem anderen Gesetze einer stren-
geren Bestrafung unterliegt, von den Gerichten
wegen Vergehens mit Arrest von drei Monaten
bis zu zwei Jahren bestraft.

Artikel II.

Ausdehnung der Vorschriften über den Schutz
der Dienstnehmer.

(BGBl. Nr. 16/1954, Art. I Z. 12.)

§ 24. (1) Die Vorschriften der §§ 74, 74 a, 74 b
und 74 c der Gewerbeordnung sowie die auf
Grund dieser Bestimmungen erlassenen Durch-
führungsvorschriften gelten für alle Betriebe, die
der Aufsicht der Arbeitsinspektion unterliegen,
und erfassen alle in diesen Betrieben beschäftigten
Dienstnehmer und Lehrlinge. (BGBl. Nr. 16/
1954, Art. I Z. 12.)

(2) Zur Handhabung der Vorschriften des § 74
der Gewerbeordnung und der auf Grund der
§§ 74 a, 74 b und 74 c der Gewerbeordnung er-
lassenen Vorschriften ist in den unter die Bestim-
mungen des Abs. 1 fallenden Betrieben, deren
Anlage einer Genehmigung bedarf, in erster In-
stanz die zuständige Genehmigungsbehörde,
sonst die Bezirksverwaltungsbehörde, berufen;
ist jedoch die Genehmigungsbehörde eine im
selbständigen Wirkungsbereich des Landes tätig
werdende Landesbehörde, so ist hiezu der
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Landeshauptmann berufen. Die Bestimmungen
des § 9 Abs. 3 bleiben unberührt. (BGBl. Nr. 16/
1954, Art. I Z. 12.)

(3) In den unter die Bestimmungen des Abs. 1
fallenden Betrieben begangene Übertretungen
der im Abs. 1 bezeichneten Vorschriften werden,
unbeschadet der Bestimmungen des § 8 Abs. 4,
wenn die Handlung nicht nach anderen Gesetzen
einer strengeren Strafe unterliegt, nach den Be-
stimmungen der Gewerbeordnung geahndet.

Artikel III.

Aufhebung von Vorschriften.

§ 25. (1) Folgende Vorschriften werden außer
Kraft gesetzt:

1. Die Abschnitte IV (Gewerbeaufsichtsverwal-
tung) und V der Verordnung über die Arbeits-
einsatz-, die Reichstreuhänder- und die Gewerbe-
aufsichtsverwaltung in der Ostmark vom 7. März
1940, Deutsches RGBl. I S. 552.

2. Die Verordnung über den Arbeitsschutz
und die Gewerbeaufsicht in der Ostmark vom
5. April 1940, Deutsches RGBl. I S. 608.

3. Die Anordnung über Arbeitsschutz und Ge-
werbeaufsicht in den Reichsgauen der Ostmark
vom 28. Mai 1940, Reichsarbeitsblatt S. III, 157.

4. Die Zweite Verordnung über den Arbeits-
schutz und die Gewerbeaufsicht in den Reichs-
gauen der Ostmark vom 7. August 1941, Deut-
sches RGBl. I S. 482.

(2) Für den Geltungsbereich dieses Bundes-
gesetzes werden die Vorschriften der §§ 848 a
bis 850 und der §§ 871 und 872 der Reichs-
versicherungsordnung zur Gänze, die Vorschrifen
der §§ 876 bis 878 der Reichsversicherungsord-
nung mit der Einschränkung aufgehoben, daß
die Befugnisse der Träger der Unfallversiche-
rung zur Vornahme von Betriebsbesichtigungen
durch eigene technische Aufsichtsorgane aufrecht
bleiben.

Artikel IV.

Schluß und Übergangsbestimmungen.

§ 26. Die bisherigen Gewerbeinspektorate
(§ 57 des Behörden-Überleitungsgesetzes vom
20. Juli 1945, StGBl. Nr. 94) werden Arbeits-
inspektorate im Sinne dieses Bundesgesetzes. Bis
zur Neueinteilung des Bundesgebietes in Auf-
sichtsbezirke der Arbeitsinspektion (§ 19) werden
die bisherigen Aufsichtsbezirke, der Gewerbe-
inspektion zu Aufsichtsbezirken der Arbeits-
inspektion.

§ 27. (1) Die Verfolgung und Ahndung von
Übertretungen der Vorschriften des Dienst-
nehmerschutzes obliegt den Bezirksverwaltungs-
behörden.

(2) Verwaltungsstrafverfahren, die bei Wirk-
samkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes noch bei
Arbeitsinspektoraten anhängig sind, sind von
diesen zu Ende zu führen.

§ 28. (1) Soweit in noch geltenden Rechtsvor-
schriften die Bewilligung von Ausnahmen von
den Vorschriften über den Ladenschluß (Pflicht-
verkaufsstunden) den Arbeitsinspektoraten über-
tragen ist, geht diese Befugnis auf die Bezirks-
verwaltungsbehörden über. Die Bezirksverwal-
tungsbehörden sind verpflichtet, dem örtlich
zuständigen Arbeitsinspektorat Abschriften der
Ausnahmegenehmigungen zu übermitteln.

(2) Die Genehmigung von Ausnahmen von den
bestehenden Arbeitszeitvorschriften obliegt dem
Arbeitsinspektorat.

§ 29. Die Bestimmungen des Artikels IV des
Gesetzes, betreffend die Regelung der Sonn- und
Feiertagsruhe im Gewerbebetriebe, RGBl. Nr. 21/
1895, werden dahin geändert, daß an Stelle der
nach diesen Bestimmungen berufenen Gewerbe-
behörde erster Instanz das Arbeitsinspektorat zu
treten hat. Die Bestimmung des § 12 Abs. 2 gilt
sinngemäß.

Artikel V.

Vollziehung.

§ 30. Mit der Vollziehung dieses Buhdesgesetzes
ist betraut:

Das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung, jedoch hinsichtlich des § 24 Abs. 1, soweit
es sich um der Gewerbeordnung unterliegende
Betriebe handelt, im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Handel und Wieder-
aufbau;

hinsichtlich des § 5 Abs. 1 letzter Satz das
Bundesministerium für Verkehr und verstaat-
lichte Betriebe, der § § 1 3 Abs. 3 und 27 das
Bundesministerium für Inneres und des § 23 das
Bundesministerium für Justiz, jeweils im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für
soziale Verwaltung.

(BGBl. Nr. 16/1954, Art. 1 Z.13.)

148. Kundmachung der Bundesregierung
vom 5. Juni 1956, womit das Milchwirt-

schaftsgesetz wiederverlautbart wird.

Artikel 1.

Auf Grund des § 1 des Wiederverlautbarungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 114/1947, wird das Bundes-
gesetz vom 12. Juli 1950, BGBl. Nr. 167, über
die Regelung der Milchwirtschaft (Milchwirt-
schaftsgesetz) neu verlautbart.
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Artikel 2.

(1) Bei der Wiederverlautbarung sind die
Änderungen und Ergänzungen berücksichtigt,
die sich aus nachstehenden Rechtsvorschriften
ergeben:

1. Milchwirtschaftsgesetznovelle, BGBl. Nr . 8/
1951;

2. 3. Milchwirtschaftsgesetznovelle, BGBl.
Nr. 135/1953;

3. 4. Milchwirtschaftsgesetznovelle, BGBl.
Nr . 124/1954;

4. 6. Milchwirtschaftsgesetznovelle, BGBl.
Nr . 274/1955.

(2) Gegenstandslos geworden und daher nicht
berücksichtigt sind:

1. die 2. Milchwirtschaftsgesetznovelle, BGBl.
Nr . 69/1953, und

2. die 5. Milchwirtschaftsgesetznovelle, BGBl.
Nr. 102/1955.

(3) Ferner sind als gegenstandslos geworden
nicht berücksichtigt die Bestimmungen des § 25
Abs. 2 bis 4 und des § 26.

(4) Der § 10 ist durch Art. I Z. 4 der 4. Milch-
wirtschaftsgesetznovelle, der § 11 Abs. 2 lit. e
durch Art . II Z. 7 der 6. Milchwirtschaftsgesetz-
novelle außer Kraft gesetzt worden; sie sind da-
her nicht berücksichtigt.

(5) Die Bestimmungen des Art. I der 6. Milch-
wirtschaftsgesetznovelle sind unter der Über-
schrift „Abschnitt I ." als § 1 in das neu zur Ver-
lautbarung gelangende Bundesgesetz aufgenom-
men. Der Überschrift vor dem ursprünglichen
§ 1 ist die Überschrift „Abschnitt II ." vorgesetzt.
Bei den Überschriften vor den ursprünglichen
§§ 1, 2, 12, 23 und 25 sind die römischen Ord-
nungszahlen weggelassen.

(6) Die einzelnen Paragraphen des neu zur Ver-
lautbarung gelangenden Bundesgesetzes sind mit
neuen Ordnungszahlen versehen.

Artikel 3.

Das wiederverlautbarte Bundesgesetz ist als
„Milchwirtschaftsgesetz 1956" zu bezeichnen.

Artikel 4.

Als Tag der Herausgabe der Wiederverlaut-
barung wird der Tag der Kundmachung im Bun-
desgesetzblatt festgestellt.

Raab Schärf Helmer Kapfer

Drimmel Proksch Kamitz Thoma

Illig Waldbrunner Figl

Anlage

Milchwirtschaftsgesetz 1956.

Abschnitt I.

§ 1. (Verfassungsbestimmung.) Die Erlassung
und Aufhebung von Vorschriften, wie sie im
Abschnitt I I dieses Bundesgesetzes enthalten sind,
sowie die Vollziehung dieser Vorschriften ist für
die Zeit vom 1. Jänner 1956 bis 31. Dezember
1956 auch in den Belangen Bundessache, für die
vom 1. Jänner 1956 an die bisherigen verfas-
sungsgesetzlichen Grundlagen (Art. 10 Abs. 1
Z. 15 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fas-
sung von 1929) nicht mehr gegeben sind.

(BGBl. Nr. 274/1955, Art. I.)

Abschnitt II.

Begriffsbestimmungen.

§ 2. (1) Milch im Sinne dieses Bundesgesetzes
ist Kuhmilch jeder Ar t (insbesondere Vollmilch,
auf einen bestimmten Fettgehalt eingestellte
Milch, Magermilch, Buttermilch, Sauermilch,
Molke und Rahm).

(2) Erzeugnisse aus Milch im Sinne dieses Bun-
desgesetzes sind Butter (Butterschmalz), Käse,
Topfen, Kasein, Trockenmilch und Kondens-
milch. (BGBl. Nr. 135/1953, Art. I Z. 1.)

Ausgleichsverfahren; Milchabgabe an Ver-
braucher.

§ 3. (1) Zur Sicherung eines möglichst einheit-
lichen Erzeuger- und Verbraucherpreises für
Milch und Erzeugnisse aus Milch, zur Erzielung
der aus volkswirtschaftlichen Gründen gebotenen
möglichsten Gleichmäßigkeit in der Belieferung
der Märkte mit Milch und Erzeugnissen aus
Milch und zur Bereitstellung von Milch und Er-
zeugnissen aus Milch in möglichst einwandfreier
guter Beschaffenheit wird der „Milchwirtschafts-
fonds" (Fonds) errichtet.

(2) Der Milchwirtschaftsfonds ist eine juristi-
sche Person, hat seinen Sitz in Wien und ist be-
rechtigt, das Bundeswappen zu führen. Er wird
durch eine Verwaltungskommission (im folgen-
den „Kommission" genannt) verwaltet.

(3) Die Mittel des Fonds werden gebildet aus:

a) den Preis- und Transportausgleichsbeiträ-
gen,

b) den Verwaltungskostenbeiträgen,

c) sonstigen Einnahmen.

§ 4. (1) Zur Erzielung eines möglichst einheit-
lichen Erzeugerpreises und zum Ausgleich von
Preisunterschieden, die sich durch die Verwertung
der Milch als Frischmilch oder durch ihre Ver-
wertung infolge Bearbeitung oder Verarbeitung
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ergeben, sind Preisausgleichsbeiträge zu entrich-
ten.

(2) Zur Entrichtung von Preisausgleichsbeiträ-
gen sind verpflichtet:

1. Bearbeitungs-, Verarbeitungs- und Milch-
großhandelsbetriebe für die von Erzeugern und
Sammelstellen angelieferten Milchmengen bis zu
einem Höchstbetrage von 50 v. H. des jeweils
geltenden Wertes der angelieferten Fetteinheiten.

2. Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe,
Milchgroßhandelsbetriebe, Milchgenossenschaften,
Milchsammelstellen und Milcherzeuger für un-
mittelbar an Kleinhändler oder Verbraucher ver-
äußerte, nicht molkereimäßig behandelte Voll-
milch, pasteurisierte Vollmilch, auf einen be-
stimmten Fettgehalt eingestellte Konsummilch,
Magermilch, Buttermilch und Rahm bis zu
einem Höchstbetrage von 20 v. H. des Erzeuger-
preises für den Liter, sofern nicht eine Vor-
schreibung gemäß Z. 1 erfolgt.

(3) Preisausgleichsbeiträge sind nicht zu entrich-
ten:

a) für Milchlieferungen von einem Bearbei-
tungs-, Verarbeitungs- oder Milchgroß-
handelsbetrieb an einen anderen Betrieb
dieser Art;

b) für Milch, die für Produzenten zwecks Ver-
wendung im eigenen Haushalte oder im
eigenen landwirtschaftlichen Betrieb oder
für nach Abs. 2 Beitragspflichtige im Werk-
lohnverfahren verarbeitet wird;

c) für Milch, die vom Produzenten unmittel-
bar an Verbraucher abgegeben wird, wenn
vom Fonds festgestellt wird, daß die Ein-
hebung der Preisausgleichsbeiträge für den
Betroffenen eine unbillige Härte bedeuten
würde. (BGBl. Nr. 135/1953, Art. I Z. 2.)

(4) Der Fonds setzt die Preisausgleichsbeiträge
auf Grund der durch Verordnung zu erlassenden
Richtlinien (§11 Abs. 2 lit. a) innerhalb der im
Abs. 2 genannten Höchstbeträge fest.

§ 5. (1) Die Preisausgleichsbeiträge sind zur Er-
zielung eines möglichst einheitlichen Erzeuger-
preises auf Grund von Richtlinien ( § 1 1 Abs. 2
lit. a) zu verwenden:

1. durch Leistung von Verarbeitungszuschüssen
für Milch, die als Rahm oder durch Verarbeitung
zu Butter (Butterschmalz), Käse, Topfen, Kasein,
Trockenmilch oder Kondensmilch verwertet
wird. (BGBL Nr. 135/1953, Art. 1 Z. 3.)

2. durch Leistung von Preisausgleichszuschüssen
für Milch, die als Frischmilch abgegeben wird.

(2) Soweit die Mittel des Fonds dies zulassen,
können die Preisausgleichsbeiträge zur Werbung
für erhöhten Verbrauch von Milch und Erzeug-
nissen aus Milch (Schulmilchaktionen, Wohl-
fahrtsmilch usw.) sowie für sonstige absatz-

fördernde und allenfalls für produktionssichernde
Maßnahmen in der Milchwirtschaft verwendet
werden. (BGBl. Nr. 135/1953, Art. I Z. 4.)

(3) Zuschüsse nach Abs. 1 dürfen nur Betrieben
gewährt werden, die ständig molkereimäßig be-
handelte Milch sowie Butter (Butterschmalz),
Käse, Topfen, Trockenmilch oder Kondensmilch
von einwandfrei guter Beschaffenheit in Verkehr
setzen. Ausnahmen können vom Fonds bewilligt
werden. Weiters kann die Kommission Bearbei-
tungs- und Verarbeitungsbetriebe, in denen Vor-
schriften dieses Bundesgesetzes oder Vorschrif-
ten, die auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassen
worden sind, zuwidergehandelt wird, insolange
von der Gewährung von Zuschüssen ausschließen,
als die entgegenstehenden Hindernisse von dem
in Betracht kommenden Betriebe nicht beseitigt
sind. (BGBl. Nr. 274/1955, Art. II Z. 1.)

§ 6. (1) Zum Ausgleich der Transportkosten,
die durch Lieferungen von Milch und Erzeug-
nissen aus Milch zu einem Bearbeitungs- oder Ver-
arbeitungsbetrieb oder durch Lieferungen dieser
Produkte von den Betrieben in die Verbraucher-
orte entstehen, ist von den Bearbeitungs- und
Verarbeitungsbetrieben ein Transportausgleichs-
beitrag von höchstens 10 v. H . des Erzeuger-
preises für das Kilogramm angelieferter Milch
oder angelieferter Erzeugnisse aus Milch zu ent-
richten. Der Lieferung durch den Erzeuger ist die
Lieferung von einer Sammelstelle, einer Milch-
genossenschaft oder einer sonstigen Übernahms-
stelle gleichzuhalten.

(2) Die Höhe der Transportausgleichsbeiträge
innerhalb des im Abs. 1 genannten Höchst-
betrages und die A r t der Verrechnung werden
auf Grund von Richtlinien ( § 1 1 Abs. 2 lit. b)
durch den Fonds bestimmt.

(3) Vom Fonds werden aus den eingenomme-
nen Transportausgleichsbeiträgen Transport-
kosten auf Grund von Richtlinien ( § 1 1 Abs. 2
lit. b) rückvergütet.

(4) In den Richtlinien ist insbesondere fest-
zuhalten, daß für unwirtschaftliche Transporte
von Milch oder Erzeugnissen aus Milch Trans-
portkosten nicht rückvergütet werden.

§ 7. (1) Der Fonds darf den Bearbeitungs- und
Verarbeitungsbetrieben Preisausgleichsbeiträge
(§ 4) und Transportausgleichsbeiträge (§ 6) je-
weils nur für den Zeitraum vorschreiben, für den
er die Grundsätze festgelegt hat, nach denen Ver-
arbeitungs- und Preisausgleichszuschüsse (§ 5
Abs. 1) sowie Transportkostenvergütungen (§ 6
Abs. 3) gewährt werden.

(2) Die Preisausgleichsbeiträge (§ 4) sowie die
Transportausgleichsbeiträge (§ 6) sind monatlich
abzurechnen und spätestens bis zum 15. des fol-
genden Kalendermonates einzuzahlen. Die Trans-
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portausgleichsbeiträge sind gesondert zu verrech-
nen.

(3) Für nicht rechtzeitig abgeführte Ausgleichs-
beiträge können Verzugszinsen in der bei Han-
delsgeschäften üblichen Höhe verrechnet werden.
Fällige Zuschüsse und Transportkostenvergütun-
gen können gegen bereits fällige Ausgleichs-
beiträge verrechnet werden.

(BGBl. Nr. 274/1955, Art. II Z. 2.)

§ 8. (1) Verarbeitungs- und Preisausgleichs-
zuschüsse sowie Transportausgleichsbeträge
werden nur Betrieben gewährt, die Milch oder Er-
zeugnisse aus Milch aus gemäß Abs. 2 bestimm-
ten örtlich umschriebenen Gebieten beziehen
oder in solche liefern. Soweit solche Lieferungen
in größere Verbrauchsorte erfolgen, können vom
Fonds Höchst- oder Mindestmengen festgesetzt
werden, die jenen Mengen an Milch und Erzeug-
nissen aus Milch zu entsprechen haben, die für
die Versorgung der Verbrauchsgebiete notwendig
sind und die aus den in Betracht kommenden Er-
zeugungsgebieten regelmäßig bezogen werden.
Für außerhalb dieser Liefermengen vorgenom-
mene Lieferungen von Milch und Erzeugnissen
aus Milch kann der Fonds Preisausgleichs- und
Transportausgleichsbeiträge bis zur dreifachen
Höhe des in den §§ 4 und 6 vorgesehenen
Höchstausmaßes vorschreiben. Für solche Liefe-
rungen besteht kein Anspruch auf Leistungen aus
den Mitteln des Fonds. (BGBl. Nr. 274/1955,
Art. II Z. 3.)

(2) Zur Durchführung der Bestimmungen des
Abs. 1 kann der Fonds den Bearbeitungs- und
Verarbeitungsbetrieben oder ihren wirtschaft-
lichen Zusammenschlüssen geographisch be-
grenzte Gebiete zuweisen, aus denen sie die von
den Erzeugern zur Abgabe gelangende Milch
oder die Erzeugnisse aus Milch zu beziehen be-
rechtigt und zu übernehmen verpflichtet sind
(Einzugsgebiete). Innerhalb dieser Einzugsgebiete
sind die Erzeuger verpflichtet, Milch und Erzeug-
nisse aus Milch an die festgesetzten Bearbeitungs-
oder Verarbeitungsbetriebe oder deren wirt-
schaftliche Zusammenschlüsse zu liefern. Aus-
nahmen können vom Fonds bewilligt werden.
Die unmittelbare Abgabe von Milch an Ver-
braucher ist als Lieferung an einen Bearbeitungs-
oder Verarbeitungsbetrieb anzusehen, wenn die
Verrechnung über einen solchen erfolgt. (BGBl.
Nr. 135/1953, Art. I Z. 5.)

(s) Desgleichen kann der Fonds den Bearbei-
tungs- und Verarbeitungsbetrieben oder deren
wirtschaftlichen Zusammenschlüssen geographisch
begrenzte Gebiete zuweisen, die sie mit Milch
und bestimmten Erzeugnissen aus Milch zu be-
liefern berechtigt und verpflichtet sind (Ver-
sorgungsgebiete).

(4) Die Einzugs- und Versorgungsgebiete kön-
nen bei Änderung der Voraussetzungen, die für

ihre Festlegung maßgebend waren, neu bestimmt
werden.

(5) Für die nach Abs. 2 bis 4 festgesetzten Ein-
zugs- oder Versorgungsgebiete kann der Fonds
die Liefer- und Zahlungsbedingungen für Milch
und Erzeugnisse aus Milch festsetzen.

(6) Die Zuweisung eines Versorgungsgebietes
gemäß Abs. 3 schließt die Verpflichtung in sich,
an Kleinhandelsgeschäfte Flaschenmilch zu
liefern, wenn regelmäßig eine Menge von minde-
stens 48 Liter täglich abgenommen wird. Die
Lieferpflicht entfällt, wenn der zu Beliefernde
die branchenüblichen Liefer- und Zahlungs-
konditionen nicht einhält. (BGBl. Nr. 124/1954,
Art. I Z. 1, und BGBl. Nr. 274/1955, Art. II
Z.4.)

(7) Im Verfahren, betreffend die Zuweisung
eines Einzugs- beziehungsweise Versorgungs-
gebietes, kommt — unbeschadet der Bestim-
mungen des § 21 Abs. 4 dieses Bundesgesetzes —
nur den betroffenen Bearbeitungs- und Verarbei-
tungsbetrieben Parteistellung im Sinne des All-
gemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950,
BGBl. Nr. 172, zu. (BGBl. Nr. 274/1955, Art. II
Z.5.)

§ 9. (1) Wenn die Preise von eingeführter
Milch und Erzeugnissen aus Milch niedriger sind
als die Preise gleichwertiger inländischer Pro-
dukte, ist vom Importeur anläßlich der Zoll-
abfertigung ein Ausgleichsbetrag zu entrichten.

(2) Die Ausgleichsbeträge werden auf Vor-
schlag der Kommission vom Bundesministerium
für Land- und Forstwirtschaft im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für Finanzen all-
gemein durch Verordnung oder im einzelnen
festgesetzt. Ihre Höhe darf 50 v. H . des inländi-
schen Erzeugerpreises nicht übersteigen.

(3) Die Ausgleichsbeträge gemäß Abs. 1 sind
Einnahmen des Bundes.

§ 10. (1) Die Beitragspflichtigen haben Aufzeich-
nungen zu führen, die alle Angaben, die für die
Errechnung der Bemessungsgrundlagen für die
Ausgleichsbeiträge und für die Gewährung von
Zuschüssen maßgebend sind, zu enthalten haben.

(2) Die Beitragspflichtigen haben dem Fonds
und den sonstigen mit der Durchführung dieses
Bundesgesetzes betrauten Stellen alle Meldungen
zu erstatten und Auskünfte zu erteilen, die zur
Feststellung der Bemessungsgrundlage für die
Ausgleichsbeiträge und Zuschüsse erforderlich
sind. Sie haben den vom Fonds entsendeten Or -
ganen nach Vorweisung ihres Amtsauftrages den
Einblick in die Betriebsräume, die Erhebung der
Vorräte sowie die "Einsichtnahme in die Auf-
zeichnungen zu gestatten, die für die Errechnung
der Bemessungsgrundlagen für die Ausgleichs-
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beitrage und Zuschüsse maßgebend sind. (BGBl.
Nr. 274/1955, Art. II Z. 6.)

(3) Der Fonds ist berechtigt, von den Bearbei-
tungs- und Verarbeitungsbetrieben und ihren
wirtschaftlichen Zusammenschlüssen schriftliche
Meldungen über betriebswichtige Vorgänge zu
verlangen, die im Zusammenhang mit der
Durchführung dieses Bundesgesetzes stehen.
(BGBl. Nr. 124/1954, Art. 1 Z. 2.)

§ 11. (1) Die nähere Ausführung der Bestim-
mungen der §§ 2 bis 10 wird — sofern dieses
Bundesgesetz keine andere Zuständigkeit vor-
sieht — auf Vorschlag der Kommission durch
das Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft durch Verordnung getroffen.

(2) Durch Verordnung sind insbesondere fest-
zulegen :

a) die Richtlinien für die Art der Festsetzung
der Preisausgleichsbeiträge, ihr Ausmaß
und die Ar t ihrer Verrechnung, Einhebung
und Einzahlung (§ 4 Abs. 4, § 7) sowie für
die Gewährung der Zuschüsse (§ 5 Abs. 1);

b) die Richtlinien für das Ausmaß der Trans-
portausgleichsbeiträge und die Art ihrer
Verrechnung, Einhebung und Einzahlung
(§ 6 Abs. 2, § 7) sowie für die Vergütung
von Transportkosten (§ 6 Abs. 3);

c) die Eigenschaften, die der Milch, der Butter
(Butterschmalz), dem Käse, dem Topfen,
der Trockenmilch und der Kondensmilch
hinsichtlich der Zuerkennung von Zuschüs-
sen zukommen müssen, die Maßnahmen
zur Erreichung dieser Eigenschaften, der
Vorgang zu ihrer Feststellung und ihre
Kennzeichnung (Gütezeichen) im geschäft-
lichen Verkehr (§ 5 Abs. 3);

d) die Richtlinien für die Regelung der Ein-
zugs- und Versorgungsgebiete und für die
Festsetzung der Liefermengen sowie für die
Ein- und Ausfuhr von Milch und Erzeug-
nissen aus Milch (§ 8).

(3) Nach Abs. 2 lit. c festgelegte Gütezeichen
dürfen im geschäftlichen Verkehr nur mit Zu-
stimmung des Fonds verwendet werden. Der Ge-
brauch von Gütezeichen, die auf Verwechslung
mit den nach Abs. 2 lit. c festgelegten Güte-
zeichen abzielen, ist verboten.

Organisation des Fonds; Verfahrensbestimmun-
gen.

§ 12. (1) Die Kommission besteht aus 27 Mit-
gliedern und wird von der Bundesregierung auf
Antrag des Bundesministeriums für Land- und
Forstwirtschaft bestellt, und zwar

a) neun Mitglieder, darunter der Obmann der
Kommission, auf Vorschlag der Landwirt-
schaftskammern Österreichs;

b) neun Mitglieder, darunter ein Obmann-
stellvertreter, auf Vorschlag des Öster-
reichischen Arbeiterkammertages;

c) neun Mitglieder, darunter ein Obmann-
stellvertreter, auf Vorschlag der Bundes-
kammer der gewerblichen Wirtschaft.

(2) Für die Mitglieder der Kommission, jedoch
nicht für den Obmann und die beiden Obmann-
stellvertreter, wird in der gleichen Weise ein Er-
satzmann bestellt, der im Verhinderungsfalle ein-
zutreten hat.

(3) Die bestellten Personen können aus wichti-
gen Gründen in der gleichen Weise, wie sie be-
stellt wurden, abberufen werden. In diesem Falle
und bei sonstiger Erledigung einer Stelle ist diese
ohne Verzug neu zu besetzen.

§ 13. (1) Der Obmann und die beiden Ob-
mannstellvertreter haben Anspruch auf eine an-
gemessene Entschädigung. Ihre Höhe wird vom
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft festgesetzt.

(2) Das Amt der übrigen Mitglieder und der
Ersatzmänner ist ein unbesoldetes Ehrenamt. Die
Reise- und Aufenthaltsgebühren der Angehörigen
der Kommission werden durch die Geschäftsord-
nung festgesetzt.

(3) Die Kommission ist berechtigt, einen Ge-
schäftsführer und sonstige Angestellte in der er-
forderlichen Anzahl durch Dienstvertrag zu be-
stellen. Auf das Dienstverhältnis des Geschäfts-
führers und der übrigen Angestellten des Milch-
wirtschaftsfonds finden die für private Unter-
nehmungen geltenden gesetzlichen Vorschriften
Anwendung. (BGBl. Nr. 135/1953, Art. I Z. 7.)

(4) Bei der Durchführung von Prüfungen ( § 1 0
Abs. 2) kann sich die Kommission eines Wirt-
schaftsprüfers bedienen.

§ 14. Der Fonds wird nach außen vom Ob-
mann oder in dessen Vertretung von einem Ob-
mannstellvertreter vertreten. Die Vertretung
richtet sich nach der Reihenfolge des § 12 Abs. 1.
Zur rechtsverbindlichen Zeichnung sind zwei
Unterschriften erforderlich, die vom Obmann
oder einem Obmannstellvertreter und dem Ge-
schäftsführer oder einem sonstigen Angestellten
gegeben werden können, der hiezu vom Obmann
mit Zustimmung der Kommission bevollmächtigt
wird.

(BGBl. Nr. 135/1953, Art. I Z. 8.)

§ 15. (1) Die Kommission bestellt aus ihrer
Mitte zur Führung der laufenden Geschäfte einen
geschäftsführenden Ausschuß.

(2) Der geschäftsführende Ausschuß besteht aus
dem Obmann, den beiden Obmannstellvertretern
und sechs weiteren Mitgliedern der Kommission,
von letzteren sind je zwei Mitglieder dem im
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§ 12 Abs. 1 lit. a bis c genannten Personenkreis
zu entnehmen. (BGBl. Nr. 8/1951, § 1.)

§ 1 6 . (1) Gültige Beschlüsse der Kommission
bedürfen — die ordnungsgemäße Einladung aller
Mitglieder vorausgesetzt — einer Mehrheit von
vier Fünfteln der abgegebenen Stimmen. Be-
schlüsse des geschäftsführenden Ausschusses sind
unter der gleichen Voraussetzung einhellig zu
fassen. Kommt ein einhelliger Beschluß nicht zu-
stande, so ist der Beratungsgegenstand der Kom-
mission zur Beschlußfassung vorzulegen.

(2) Angelegenheiten von besonderer Bedeutung
sind der Beschlußfassung durch die Kommission
vorbehalten. Dazu gehören vor allem Beschlüsse
über die Höhe der Ausgleichsbeiträge und Ver-
waltungskostenbeiträge und ihre Einhebung, die
Festlegung von Einzugs- und Versorgungsgebie-
ten sowie die Erstellung des Rechnungsabschlus-
ses. Desgleichen sind die Ansuchen um Festlegung
von Einzugs- und Versorgungsgebieten der Kom-
mission vorzulegen.

(3) Im übrigen wird die Tätigkeit der Kom-
mission und des geschäftsführenden Ausschusses
durch eine Geschäftsordnung geregelt, die von
der Kommission beschlossen wird und die der
Genehmigung des Bundesministeriums für Land-
und Forstwirtschaft bedarf.

§ 17. (1) Der Aufwand des Fonds einschließlich
der Kosten der Staatsaufsicht wird durch Ver-
waltungskostenbeiträge gedeckt, die die Be-
arbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe, ihre wirt-
schaftlichen Zusammenschlüsse und die Import-
betriebe nach den Umsätzen zu leisten haben, die
sie in Milch und Erzeugnissen aus Milch erzielen
und die 0'3 v. H . dieses Umsatzes nicht über-
steigen dürfen.

(2) Die näheren Regelungen über das Ausmaß
der Verwaltungskostenbeiträge und über ihre
Einhebung werden von der Kommission nach
den Bestimmungen der Geschäftsordnung ge-
troffen.

(3) Auf die Verrechnung der Verwaltungs-
kostenbeiträge finden die Bestimmungen des § 7
Abs. 3 sinngemäß Anwendung.

§ 18. (1) Die Kommission hat die Fondsmittel
unter Anwendung der Sorgfalt eines ordent-
lichen Kaufmannes zu verwalten und darf sie nur
zu Zuschüssen im Sinne der §§ 5 und 6 Abs. 3
und zur Deckung der Verwaltungsauslagen ver-
wenden. Sie dürfen auch nicht vorübergehend für
andere Zwecke verwendet werden.

(2) Die gesamte Gebarung des Fonds unter-
liegt der Aufsicht des Bundesministeriums für
Land- und Forstwirtschaft. Dieses hat darüber zu
wachen, daß die Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes und der dazu ergangenen Verordnungen
eingehalten werden. Das Bundesministerium für

Land- und Forstwirtschaft ist rechtzeitig zu
sämtlichen Sitzungen der Kommission und des
geschäftsführenden Ausschusses einzuladen. Ihm
sind weiters die Protokolle über sämtliche Sitzun-
gen vorzulegen. (BGBl. Nr. 135/1953, Art. I
Z.9.)

(3) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft ist verpflichtet, gegen Beschlüsse
oder Verfügungen, die den bestehenden Gesetzen
und Verordnungen zuwiderlaufen, Einspruch zu
erheben. Es hat jeden Einspruch unter Angabe
der hiefür maßgebenden Gründe unverzüglich
den Bundesministerien für Handel und Wieder-
aufbau und für Inneres — soweit es sich u m
finanzielle Angelegenheiten handelt, auch dem
Bundesministerium für Finanzen — zur Bestäti-
gung zur Kenntnis zu bringen. Falls diese Be-
stätigung nicht binnen vier Wochen nach Er -
hebung des Einspruches versagt wird, gilt sie als
erteilt.

(4) Ist ein Einspruch erhoben worden, so darf
ein Beschluß nur durchgeführt oder eine Maß-
nahme nur getroffen werden, wenn die im Abs. 3
vorgesehene Bestätigung des Einspruches versagt
wird.

§ 19. (1) Das Geschäftsjahr des Fonds fällt mi t
dem Kalenderjahr zusammen.

(2) Bis 30. September jedes Jahres hat de r
Fonds dem Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft und dem Rechnungshof einen
Bericht samt Rechnungsabschluß über das ab-
gelaufene Geschäftsjahr vorzulegen.

§ 20. Die Mitglieder der Kommission und die
Angestellten des Fonds sind verpflichtet, die
ihnen bei Ausübung ihres Amtes bekannt-
gewordenen Geschäfts- und Betriebsverhältnisse
außer in den Fällen dienstlicher Berichterstattung
oder der Anzeige strafbarer Handlungen geheim-
zuhalten, und haben sich der Verwertung der
ihnen zur Kenntnis gelangten Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse zu enthalten. Diese Pflichten
gelten auch nach dem Ausscheiden aus der Kom-
mission und nach Beendigung des Dienstverhält-
nisses.

§ 21 . (1) Das Verfahren des Fonds hat sich mi t
den in diesem Paragraphen vorgesehenen A b -
weichungen nach den für die Behörden der all-
gemeinen staatlichen Verwaltung geltenden Be-
stimmungen zu richten.

(2) Bei nicht rechtzeitiger Einzahlung von Aus-
gleichsbeiträgen und Verwaltungskostenbeiträgen
hat der Fonds die Zahlungsverpflichtung mit Be-
scheid festzustellen. Rechtskräftig vorgeschriebene
Ausgleichsbeiträge und Verwaltungskostenbei-
träge werden im Verwaltungswege eingetrieben.

(3) Die Entscheidungen des Fonds über die
Festsetzung und die Aufteilung der Zuschüsse
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sind endgültig. Gegen sonstige Bescheide kann
binnen zwei Wochen beim Fonds Einspruch er-
hoben werden. Über den Einspruch entscheidet
in den Angelegenheiten des Abs. 2 der nach dem
Betriebsstandorte zuständige Landeshauptmann,
und zwar endgültig. Über sonstige Einsprüche
entscheidet der Landeshauptmann; gegen seine
Entscheidung ist die Berufung an das Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft zu-
lässig.

(4) In Angelegenheiten, die die Einzahlung von
Ausgleichsbeiträgen und Verwaltungskostenbei-
trägen oder die Festsetzung von Einzugs- und
Versorgungsgebieten oder von Liefermengen be-
treffen, ist der Fonds im Verfahren vor den Ver-
waltungsbehörden Partei im Sinne der Bestim-
mungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes 1950, BGBl. Nr. 172.

§ 22. (1) Schriften und Amtshandlungen im
Verfahren vor dem Fonds sind von den Stempel-
und Rechtsgebühren nach § 14 des Gebühren-
gesetzes 1946, BGBl. Nr. 184, in der jeweils gel-
tenden Fassung sowie von den Bundesverwal-
tungsabgaben befreit. Der Fonds selbst unter-
liegt weder den genannten Gebühren und Ab-
gaben noch den Gerichtsgebühren, der Körper-
schafts- und der Vermögensteuer.

(2) Zuschüsse gemäß den §§ 5 und 6 dieses
Bundesgesetzes gelten nicht als Entgelt im Sinne
des Umsatzsteuergesetzes (BGBl. Nr. 135/1953,
Art. I Z. 10.)

Strafbestimmungen.

§ 23. (1) Wer den Bestimmungen der §§ 8, 9,
10 und 11 Abs. 3 dieses Bundesgesetzes oder den
auf Grund dieser Bestimmungen erlassenen An-
ordnungen zuwiderhandelt, begeht eine Verwal-
tungsübertretung und wird, sofern die Ta t nicht
einem strengeren Strafgesetz unterliegt, von der
örtlich zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde
mit Geld bis zu 30.000 S, im Falle der Unein-
bringlichkeit mit Arrest bis zu drei Monaten be-
straft, auch wenn es nur beim Versuch geblieben
ist. Auf den Verfall der Gegenstände, auf die sich
die strafbare Handlung bezieht, kann auch selb-
ständig erkannt werden, wenn keine bestimmte
Person verfolgt oder bestraft werden kann.

(2) In gleicher Weise wird bestraft, wer die
Schlußfassung der Kommission über die Zuerken-
nung von Zuschüssen durch unrichtige Angaben
oder sonst in mißbräuchlicher Weise beeinflußt.

(3) H a t der Täter vorsätzlich gehandelt oder
wurde er wegen Übertretung der Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes oder einer auf Grund dieses
Bundesgesetzes ergangenen Anordnung wieder-
holt bestraft, so kann neben der Geldstrafe auch

eine Arreststrafe bis zu drei Monaten verhängt
werden.

§ 24. Wer vorsätzlich eine Tatsache, die ihm
als Mitglied der Kommission oder als Angestell-
tem oder Beauftragtem des Fonds bekanntgewor-
den und deren Geheimhaltung im geschäftlichen
Interesse des Betriebsinhabers geboten ist, un-
befugt offenbart oder zu seinem oder eines
Dritten Vorteil verwertet, wird, wenn die Hand-
lung nicht einem strengeren Strafgesetz unter-
liegt, wegen Vergehens mit Arrest in der Dauer
von drei Monaten bis zu zwei Jahren bestraft.

Übergangs- und Vollzugsbestimmungen.

§ 25. Das Vermögen des Österreichischen
Milch- und Fettwirtschaftsverbandes (StGBl.
Nr. 171/1945) und die von ihm nach den bis-
herigen Vorschriften für Ausgleichszwecke ver-
walteten Mittel mit Ausnahme der für den Fett-
ausgleich bestimmten Mittel gehen auf den Fonds
über. Soweit das Personal des Österreichischen
Milch- und Fettwirtschaftsverbandes vom Fonds
übernommen wird, gilt das bisherige Dienstver-
hältnis als nicht unterbrochen.

§ 26. (1) Dieses Bundesgesetz verliert am
31. Dezember 1956 seine Wirksamkeit. (BGBl.
Nr. 274/1955, Art. II Z. 8.)

(2) Dieses Bundesgesetz ist in seiner ursprüng-
lichen Fassung am 1. September 1950 in Kraft
getreten. Die durch die Milchwirtschaftsgesetz-
novelle, BGBl. Nr . 8/1951, eingetretenen Ände-
rungen sind am 26. Jänner 1951, die durch die
3. Milchwirtschaftsgesetznovelle, BGBl. Nr . 135/
1953, eingetretenen Änderungen sind am 1. Ok-
tober 1953, die durch Art . I Z. 2 der 4. Milch-
wirtschaftsgesetznovelle, BGBl. Nr . 124/1954,
eingetretenen Änderungen sind am 30. Juni 1954,
die durch Art. I Z. 4 der 4. Milchwirtschafts-
gesetznovelle, BGBl. Nr . 124/1954, eingetretenen
Änderungen sind am 31. Dezember 1954, die
durch Art. I Z. 1 der 4. Milchwirtschaftsgesetz-
novelle, BGBl. Nr . 124/1954, eingetretenen
Änderungen sind am 1. Jänner 1955 und die
durch die 6. Milchwirtschaftsgesetznovelle, BGBl.
Nr . 274/1955, eingetretenen Änderungen sind
am 31. Dezember 1955 in Kraft getreten.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist hinsichtlich des § 9 das Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Finanzen, hinsicht-
lich des § 22 das Bundesministerium für Finanzen
beziehungsweise das Bundesministerium für
Justiz beziehungsweise das Bundeskanzleramt,
hinsichtlich des § 24 das Bundesministerium für
Justiz und hinsichtlich der übrigen Bestimmun-
gen das Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft betraut. (BGBl. Nr. 274/1955, Art. II
Z.9.)
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149. Kundmachung der Bundesregierung
vom 5. Juni 1956, womit das Getreidewirt-

schaftsgesetz wiederverlautbart wird.

Artikel 1.

Auf Grund des § 1 des Wiederverlautbarungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 114/1947, wird das Bundes-
gesetz vom 12. Juli 1950, BGBl. Nr. 168, über
die Regelung der Getreide- und Futtermittel-
wirtschaft (Getreidewirtschaftsgesetz) neu ver-
lautbart.

Artikel 2.

(1) Bei der Wiederverlautbarung sind die Ände-
rungen und Ergänzungen berücksichtigt, die sich
aus nachstehenden Rechtsvorschriften ergeben:

1. 2. Getreidewirtschaftsgesetznovelle, BGBl.
Nr. 136/1953,

2. 5. Getreidewirtschaftsgesetznovelle, BGBl.
Nr. 275/1955.

(2) Gegenstandslos geworden und daher nicht
berücksichtigt sind:

1. die Getreidewirtschaftsgesetznovelle, BGBl.
Nr . 70/1953,

2. die 3. Getreidewirtschaftsgesetznovelle,
BGBl. Nr. 125/1954, und

3. die 4. Getreidewirtschaftsgesetznovelle,
BGBl. Nr. 103/1955.

(3) Ferner sind als gegenstandslos geworden
nicht berücksichtigt die Bestimmungen des § 16
Abs. 1 zweiter Satz und des § 22 Abs. 2 und 3.

(4) Die Bestimmungen des Art. I der 5. Ge-
treidewirtschaftsgesetznovelle sind unter der
Überschrift „Abschnitt I." als § 1 in das neu zur
Verlautbarung gelangende Bundesgesetz auf-
genommen. Der Überschrift vor dem ursprüng-
lichen § 1 ist die Überschrift „Abschnitt II." vor-
gesetzt. Bei den Überschriften vor den ursprüng-
lichen §§ 1, 9, 20 und 22 sind die römischen
Ordnungszahlen weggelassen.

(5) Die einzelnen Paragraphen des neu zur
Verlautbarung gelangenden Bundesgesetzes sind
mit neuen Ordnungszahlen versehen.

Artikel 3.

Das wiederverlautbarte Bundesgesetz ist als
„Getreidewirtschaftsgesetz 1956" zu bezeichnen.

Artikel 4.

Als Tag der Herausgabe der Wiederverlaut-
barung wird der Tag der Kundmachung im Bun-
desgesetzblatt festgestellt.

Raab Schärf Helmer Kapfer
Drimmel Proksch Kamitz Thoma

Illig Waldbrunner Figl

Anlage

Getreidewirtschaftsgesetz 1956.
Abschnitt I.

§ 1. (Verfassungsbestimmung.) Die Erlassung
und Aufhebung von Vorschriften, wie sie im Ab-
schnitt II dieses Bundesgesetzes enthalten sind,
sowie die Vollziehung dieser Vorschriften ist für
die Zeit vom 1. Jänner 1956 bis 31. Dezember
1956 auch in den Belangen Bundessache, für die
vom 1. Jänner 1956 an die bisherigen ver-
fassungsgesetzlichen Grundlagen (Art. 10 Abs. 1
Z. 15 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fas-
sung von 1929) nicht mehr gegeben sind.

(BGBl. Nr. 275/1955, Art. I.)

Abschnitt II.

Allgemeine Bestimmungen.

§ 2. (1) Brotgetreide im Sinne dieses Bundes-
gesetzes sind Roggen, Weizen und deren Ge-
menge sowie für die menschliche Ernährung be-
stimmter Mahlmais.

(2) Mahlerzeugnisse im Sinne dieses Bundes-
gesetzes sind alle aus Brotgetreide hergestellten,
für die menschliche Ernährung bestimmten
Mehle und sonstigen Mahlerzeugnisse.

(3) Futtermittel im Sinne dieses Bundesgesetzes
sind Futtergetreide (Futtergerste, Futterhafer,
Futtermais), Kleie, Futtermehle und Futter-
schrote aller Ar t sowie Mischfuttermittel, in
denen Getreide oder Getreideprodukte enthalten
sind.

§ 3. (1) Zum Schutze der inländischen Getreide-
erzeugung und zur Stabilisierung der Brot- und
Mehlpreise sowie einer ausreichenden Versorgung
der Landwirtschaft mit Futtermitteln wird der
„Getreideausgleichsfonds" errichtet.

(2) Der „Getreideausgleichsfonds" (im folgen-
den „Fonds" genannt) ist eine juristische Person,
hat seinen Sitz in Wien und ist berechtigt, das
Bundeswappen zu führen. Er wird durch eine
Verwaltungskommission (im folgenden „Kom-
mission" genannt) verwaltet.

§ 4. (1) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft hat auf Vorschlag der Kommis-
sion rechtzeitig, spätestens bis 15. Oktober, für
das laufende Wirtschaftsjahr (1. Juli bis 30. Juni
des nächstfolgenden Jahres) unter Bedachtnahme
auf die inländische Produktion sowie den zu-
sätzlichen Importbedarf an Weizen hochwertiger
Beschaffenheit und bestimmter Herkunft und
— soweit Futtermittel in Betracht kommen — auch
auf die Bedürfnisse der Fleisch- und Fetterzeu-
gung für die im § 2 genannten Waren Ein- und
Ausfuhrpläne (Mengen der ein- und auszuführen-
den Waren, Zeitpunkt der Ein- und Ausfuhr,
Herkunft, Qualität und Verwendungszweck der
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Importe sowie deren Verteilung auf die einzel-
nen Bundesländer) festzulegen. Im Importplan
ist insbesondere auch die Menge des für die Teig-
warenerzeugung bestimmten Hartweizens fest-
zulegen, die im Verlauf des Wirtschaftsjahres
zum Import zugelassen ist. (BGBl. Nr. 275/1955,
Art. II Z. 1.)

(2) Die festgelegten Ein- und Ausfuhrpläne
sind für das folgende Wirtschaftsjahr verbindlich;
sie dürfen auf Vorschlag der Kommission nur ab-
geändert werden, wenn unvorhergesehene und
zwingende Verhältnisse (später eintretende Kata-
strophen, wesentliche Bedarfsverschiebungen,
zwingende staatspolitische Bedürfnisse u. dgl.)
dies verlangen.

(3) Die zu den im Einfuhrplan vorgesehenen
Terminen durchzuführenden Importe sind von
der Kommission jeweils öffentlich bekannt-
zumachen, wobei dem preiswertesten Einfuhr-
antrag die Genehmigung zu erteilen ist. Die
Kommission kann, wenn sich die Öffentliche Be-
kanntmachung eines Importes für die österreichi-
sche Volkswirtschaft nachteilig auswirken würde,
hievon Abstand nehmen und einen den jeweili-
gen Verhältnissen entsprechenden Genehmigungs-
vorgang beschließen. Ein solcher ist insbesondere
bei den gemäß Abs. 1 letzter Satz für die Teig-
warenerzeugung bestimmten Hartweizenmengen
anzuwenden, wenn anzunehmen ist, daß die er-
forderlichen Mengen und Qualitäten durch
öffentliche Ausschreibung nicht oder nicht ter-
mingerecht beschafft werden können. Die Ge-
nehmigung kann unter Bedingungen und Auf-
lagen erteilt werden, die zur Durchführung der
Bestimmungen des Abs. 1 erforderlich sind. Die
Genehmigung der Kommission bildet die Voraus-
setzung für die Erteilung der nach den devisen-
rechtlichen Vorschriften und den Regelungen des
Warenverkehrs mit dem Ausland erforderlichen
Bewilligungen. (BGBl. Nr. 136/1953, Art. I Z. 1,
und BGBl. Nr. 275/1955, Art. II 2 . 2.)

(4) Importeuren, die die Bedingungen, unter
denen die Genehmigung erteilt worden ist, nicht
einhalten, können bereits erteilte Genehmigungen
entzogen werden; sie können zeitweise oder
dauernd von der Durchführung von Import-
geschäften ausgeschlossen werden.

(5) Ein- und Ausfuhren der im § 2 genannten
Waren sind von den Importeuren und Exporteu-
ren der Kommission zu melden. Die Kommission
ist berechtigt, durch ihre ausgewiesenen Organe
die Richtigkeit dieser Meldungen durch Einsicht-
nahme in die bezughabenden Aufzeichnungen
überprüfen zu lassen.

(c) Im Einfuhrplan nicht vorgesehene Importe
der im § 2 angeführten Waren sind unzulässig;
ausgenommen hievon sind Einfuhren von
Waren, die

a) unter Zollverschluß durch das Bundes-
gebiet durchgeführt,

b) im kleinen Grenzverkehr oder

c) im Reise- oder Postverkehr eingeführt
werden.

§ 5. Auf Vorschlag der Kommission kann das
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft durch Verordnung für die Handelsmüllerei
bestimmte Mehltypen (Festsetzung von Aus-
mahlungssätzen) und deren Kennzeichnung an-
ordnen.

§ 6. (1) Die aus der Preisfestsetzung für Brot
und Mehl und aus der Verschiedenheit der Preise
für Roggen und Weizen sich ergebenden Diffe-
renzbeträge werden durch ein Mühlenausgleichs-
verfahren in der Weise ausgeglichen, daß bei der
Vermahlung von Brotgetreide Ausgleichsbeiträge
an den Fonds geleistet oder Ausgleichszuschüsse
vom Fonds gewährt werden, deren Höchstbetrag
zugleich mit dem Preis für Brotgetreide, Mehl,
Brot und Backwaren alljährlich festgesetzt wird.

(2) Zum Ausgleich der Transportkosten, die
durch Lieferung von Brotgetreide verschiedener
Herkunft an die Mühlen entstehen, kann ein
Transportausgleichsbeitrag von höchstens
10 v. H . des Erzeugerpreises vorgeschrieben und
gewährt werden.

(3) Die Höhe der Mühlenausgleichsbeiträge und
der Transportausgleichsbeiträge im Rahmen der
im Abs. 1 und 2 genannten Höchstbeträge und
die Höhe der entsprechenden Zuschüsse wird
durch den Fonds bestimmt. Der Fonds hat dabei
darauf Bedacht zu nehmen, daß der Bedarf der
Bevölkerung an den einzelnen Mahlprodukten
in ausreichender Weise gedeckt werden kann.
(BGBl. Nr. 275/1955, Art. II Z. 3.)

(4) Die gemäß Abs. 1 und 2 eingehobenen Geld-
mittel sind für die dort genannten Zwecke ge-
bunden. Das Ausgleichsverfahren ist vom Fonds
durchzuführen.

§ 7. (1) Wenn die Erzeugerpreise für in-
ländisches Brotgetreide oder für inländische Fut-
termittel höher liegen als die Preise für gleich-
wertige Importware, hat der Importeur von
Brotgetreide, Mahlerzeugnissen oder Futtermit-
teln anläßlich der Zollabfertigung einen Aus-
gleichsbetrag zu entrichten.

(2) Die Ausgleichsbeträge gemäß Abs. 1 wer-
den auf Vorschlag der Kommission vom Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Finanzen allgemein durch Verordnung oder im
einzelnen festgesetzt. Ihre Höhe darf 60 v. H.
des inländischen Erzeugerpreises der in Betracht
kommenden Ware nicht übersteigen.

(3) Die Ausgleichsbeträge gemäß Abs. 1 sind
Einnahmen des Bundes. Soweit sie beim Import
von Brotgetreide und Mahlerzeugnissen eingeho-
ben werden, sind sie — soweit erforderlich —
zur Stabilisierung der Getreide-, Mehl- und Brot-
preise, soweit sie beim Import von Futtermitteln
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eingehoben werden, sind sie — soweit erforder-
lich — zur Sicherung der inländischen Futter-
mittelproduktion und des Absatzes von Tieren
und tierischen Erzeugnissen, zum Transportaus-
gleich für Futtermittel sowie für Maßnahmen
zur Festigung des Bergbauerntums zu verwenden.

§ 8. Bei nicht rechtzeitiger Abfuhr der gemäß
den §§ 6 und 7 zu entrichtenden Ausgleichsbei-
träge (-beträge) können Verzugszinsen in der bei
Handelsgeschäften üblichen Höhe verrechnet
werden. Zuschüsse und Transportkostenver-
gütungen können gegen bereits fällige Abgaben
verrechnet werden. Werden Zuschüsse des Fonds
ohne Verschulden des empfangenden Betriebes
nicht rechtzeitig bezahlt oder verrechnet, so kön-
nen Verzugszinsen in der im ersten Satz ge-
nannten Höhe gewährt werden.

§ 9. (1) Zur Durchführung des Ausgleiches ge-
mäß § 6 sind die Mühlenbetriebe verpflichtet,
dem Fonds monatliche Bestandsmeldungen zu er-
statten. Diese haben den Lagerbestand, den Zu-
und Abgang an Brotgetreide und Mahlerzeugnis-
sen, getrennt nach Weizen, Roggen und Mahl-
erzeugnissen, unter Angabe der inländischen oder
ausländischen Herkunft zu enthalten.

(2), Der Fonds ist berechtigt, durch seine aus-
gewiesenen Organe die Richtigkeit der gemäß
Abs. 1 zu erstattenden Meldungen durch Ein-
sichtnahme in die bezughabenden Aufzeichnun-
gen überprüfen zu lassen. Bei Durchführung
solcher Prüfungen kann sich der Fonds eines
Wirtschaftsprüfers bedienen. Desgleichen ist der
Fonds berechtigt, durch seine Organe in den
einschlägigen Betrieben während der üblichen
Geschäftszeit Proben der im § 1 genannten
Waren entnehmen zu lassen. (BGBl. Nr. 275/
1955, Art. II Z. 4.)

§ 10. Der Fonds hat Unternehmern, in deren
Betrieb unter Verletzung bestehender Be-
stimmungen Mahlerzeugnisse ohne Bedarfsnach-
weis weitergegeben werden, den Rückersatz der
gewährten Ausgleichszuschüsse gemäß § 6 Abs. 1
und der gewährten öffentlichen Stützungsmittel
auf Basis der Roggenvermahlung durch Bescheid
aufzutragen. In gleicher Weise ist der Fonds be-
rechtigt, den Rückersatz von Fondsmitteln oder
öffentlichen Stützungsmitteln vorzuschreiben,
deren Zahlung durch eine im § 69 Abs. 1 lit. a
des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
1950, BGBl. Nr . 172, genannte Handlung er-
wirkt worden ist. Der Anspruch richtet sich in
diesen Fällen gegen den Unternehmer, dem oder
dessen Betrieb die in Betracht kommenden Be-
träge zugeflossen sind.

(BGBl. Nr. 275/1955, Art. II Z. 5.)

Organisatorische Bestimmungen.

§ 11. (1) Die Kommission besteht aus 27 Mit-
gliedern und wird von der Bundesregierung auf

Antrag des Bundesministeriums für Land- und
Forstwirtschaft bestellt, und zwar

a) neun Mitglieder, darunter der Obmann der
Kommission, auf Vorschlag der Landwirt-
schaftskammern Österreichs;

b) neun Mitglieder, darunter ein Obmann-
stellvertreter, auf Vorschlag der Bundes-
kammer der gewerblichen Wirtschaft;

c) neun Mitglieder, darunter ein Obmann-
stellvertreter, auf Vorschlag des Öster-
reichischen Arbeiterkammertages.

(2) Für die Mitglieder der Kommission, jedoch
nicht für den Obmann und die beiden Obmann-
stellvertreter, wird in der gleichen Weise ein Er-
satzmann bestellt, der im Verhinderungsfalle
einzutreten hat.

(3) Die bestellten Personen können aus wich-
tigen Gründen in der gleichen Weise, wie sie be-
stellt wurden, abberufen werden. In diesem Falle
und bei sonstiger Erledigung einer Stelle ist diese
ohne Verzug neu zu besetzen.

§ 12. (1) Der Obmann und die beiden Ob-
mannstellvertreter haben Anspruch auf eine an-
gemessene Entschädigung. Ihre Höhe wird vom
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft festgesetzt.

(2) Das Amt der übrigen Mitglieder und Er-
satzmänner ist ein unbesoldetes Ehrenamt. Die
Reise- und Aufenthaltsgebühren der Angehöri-
gen der Kommission werden durch die Geschäfts-
ordnung festgesetzt.

(3) Die Kommission ist berechtigt, einen Ge-
schäftsführer und sonstige Angestellte in der er-
forderlichen Anzahl durch Dienstvertrag zu be-
stellen. Auf das Dienstverhältnis des Geschäfts-
führers und der übrigen Angestellten des Ge-
treidewirtschaftsfonds finden die für private Un-
ternehmungen geltenden gesetzlichen Vorschrif-
ten Anwendung. (BGBl. Nr. 136/1953 Art. I Z. 2.)

§ 13. Der Fonds wird nach außen vom Ob-
mann oder in dessen Vertretung von einem Ob-
mannstellvertreter vertreten. Zur rechtsverbind-
lichen Zeichnung sind zwei Unterschriften er-
forderlich, die vom Obmann oder einem Ob-
mannstellvertreter und dem Geschäftsführer
oder einem sonstigen von der Kommission hie-
zu ermächtigten Angestellten gegeben werden
können.

§ 14. (1) Die Kommission bestellt aus ihrer
Mitte zur Führung der laufenden Geschäfte einen
geschäftsführenden Ausschuß.

(2) Der geschäftsführende Ausschuß besteht aus
dem Obmann, den beiden Obmannstellvertretern
und sechs weiteren Mitgliedern der Kommission;
von letzteren sind je zwei Mitglieder dem im
§ 1 1 Abs. 1 lit. a bis c genannten Personenkreis
zu entnehmen.
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§ 15. (1) Gültige Beschlüsse der Kommission
bedürfen — die ordnungsgemäße Einladung aller
Mitglieder vorausgesetzt — einer Mehrheit von
vier Fünfteln der abgegebenen Stimmen. Be-
schlüsse des geschäftsführenden Ausschusses sind
unter der gleichen Voraussetzung einhellig zu
fassen. Kommt ein einhelliger Beschluß nicht zu-
stande, so ist der Beratungsgegenstand der Kom-
mission zur Beschlußfassung vorzulegen.

(2) Angelegenheiten von besonderer Bedeu-
tung sind der Beschlußfassung durch die Kom-
mission vorbehalten. Dazu gehören vor allem
Beschlüsse über den Vorschlag für die Ein- und
Ausfuhrpläne (§ 4 Abs. 1) und die Erstellung
des Rechnungsabschlusses des Fonds.

(3) Im übrigen wird die Tätigkeit der Kom-
mission und des geschäftsführenden Ausschusses
durch eine Geschäftsordnung geregelt, die von
der Kommission beschlossen wird und die der
Genehmigung des Bundesministeriums für Land-
und Forstwirtschaft bedarf. In der Geschäfts-
ordnung ist festzulegen, daß die Kommission
zur Einsetzung von Fachausschüssen berechtigt
ist.

§ 16. (1) Der Aufwand des Fonds einschließlich
der Kosten der Staatsaufsicht wird durch Ver-
waltungskostenbeiträge gedeckt. Diese sind von
den Mühlenbetrieben nach den Umsätzen in
Brotgetreide zu leisten. Die Beiträge dürfen
0'3 v. H . dieses Umsatzes nicht übersteigen.
Überdies darf von den Umsätzen im Mühlen-
ausgleichsverfahren ein Verwaltungskostenbeitrag
bis zu 1 v. H . dieser Umsätze einbehalten
werden. (BGBl. Nr. 136/1953, Art. I Z. 3, und
BGBl. Nr. 275/1955, Art. Il Z. 6.)

(2) Die näheren Regelungen über das Ausmaß
der Verwaltungskostenbeiträge und über ihre
Einhebung werden von der Kommission nach
den Bestimmungen der Geschäftsordnung ge-
troffen.

(3) Auf die Verrechnung der Verwaltungs-
kostenbeiträge finden die Bestimmungen des § 8
sinngemäß Anwendung.

§ 17. (1) Die Kommission hat die Fondsmittel
unter Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen
Kaufmannes zu verwalten und darf sie nur zu
den in diesem Bundesgesetze festgelegten
Zwecken und zur Deckung der Verwaltungsaus-
lagen verwenden. Sie dürfen auch nicht vorüber-
gehend für andere Zwecke verwendet werden.

(2) Die gesamte Geschäftsführung und Ge-
barung des Fonds unterliegt der Aufsicht des
Bundesministeriums für Land- und Forstwirt-
schaft. Dieses hat darüber zu wachen, daß die Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes und der dazu
ergangenen Verordnungen eingehalten werden.

(3) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft ist verpflichtet, gegen Beschlüsse

oder Verfügungen, die den bestehenden Gesetzen
und Verordnungen zuwiderlaufen, Einspruch zu
erheben. Es hat jeden Einspruch unter Angabe
der hiefür maßgebenden Gründe unverzüglich
den Bundesministerien für Handel und Wieder-
aufbau und für Inneres, soweit es sich um finan-
zielle Angelegenheiten handelt, auch dem Bun-
desministerium für Finanzen zur Bestätigung zur
Kenntnis zu bringen. Falls diese Bestätigung
nicht binnen vier Wochen nach Erhebung des
Einspruches versagt wird, gilt sie als erteilt.

(4) Ist ein Einspruch erhoben worden, so darf
ein Beschluß nur durchgeführt oder eine Maß-
nahme nur getroffen werden, wenn die im Abs. 3
vorgesehene Bestätigung des Einspruches ver-
sagt wird.

§ 18. (1) Das Geschäftsjahr des Fonds dauert
vom 1. Juli bis zum 30. Juni des nächstfolgenden
Jahres.

(2) Bis 31. Oktober jedes Jahres hat der Fonds
dem Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft und dem Rechnungshof einen Bericht
samt Rechnungsabschluß über das abgelaufene
Geschäftsjahr vorzulegen.

§ 19. Die Mitglieder der Kommission und die
Angestellten des Fonds sind verpflichtet, die
ihnen bei Ausübung ihres Amtes bekanntgewor-
denen Geschäfts- und Betriebsverhältnisse, außer
in den Fällen dienstlicher Berichterstattung oder
der Anzeige strafbarer Handlungen, geheimzuhal-
ten und haben sich der Verwertung der ihnen
zur Kenntnis gelangten Betriebs- und Geschäfts-
geheimnisse zu enthalten. Diese Pflichten gelten
auch nach dem Ausscheiden aus der Kommission
und nach Beendigung des Dienstverhältnisses.

§ 20. (1) Das Verfahren des Fonds hat sich mit
den in diesem Paragraphen vorgesehenen Ab-
weichungen nach den für die Behörden der all-
gemeinen staatlichen Verwaltung geltenden Be-
stimmungen zu richten. Bei nicht rechtzeitiger
Einzahlung von Ausgleichsbeiträgen gemäß § 6
und von Verwaltungskostenbeiträgen gemäß § 16
hat der Fonds die Zahlungsverpflichtung mit Be-
scheid festzustellen. Rechtskräftig vorgeschrie-
bene Ausgleichsbeiträge und Verwaltungskosten-
beiträge sowie Vorschreibungen gemäß § 10
werden im Verwaltungswege eingetrieben.
(BGBl. Nr. 275/1955, Art. II Z. 7.)

(2) Die Entscheidungen des Fonds in den im
§ 4 Abs. 3 bis 5 angeführten Angelegenheiten so-
wie über die Gewährung von Zuschüssen sind end-
gültig. Gegen seine sonstigen Bescheide kann
binnen zwei Wochen beim Fonds Einspruch er-
hoben werden. Über den Einspruch entscheidet
der nach dem Betriebsstandorte zuständige Lan-
deshauptmann; gegen seine Entscheidung ist die
Berufung an das Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft zulässig.
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(3) In Angelegenheiten, die die Einzahlung
von Ausgleichsbeiträgen und Verwaltungskosten-
beiträgen betreffend, sowie in Angelegenheiten des
§ 10 ist der Fonds im Verfahren vor den Ver-
waltungsbehörden Partei im Sinne der Bestim-
mungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes 1950, BGBl. Nr. 172. (BGBl. Nr. 275/
1955, Art. II Z. 8.)

§ 21. (1) Schriften und Amtshandlungen im
Verfahren vor dem Fonds sind von den Stempel-
und Rechtsgebühren nach § 14 des Gebühren-
gesetzes 1946, BGBl. Nr. 184, in der jeweils
geltenden Fassung, sowie von den Bundesver-
waltungsabgaben befreit. Der Fonds selbst unter-
liegt weder den genannten Gebühren und Ab-
gaben noch den Gerichtsgebühren, der Körper-
schafts- und der Vermögensteuer.

(2) Die Zuschüsse des Fonds an die Bearbei-
tungs- und Verarbeitungsbetriebe gelten nicht
als Entgelt im Sinne des Umsatzsteuergesetzes.

Strafbestimmungen.

§ 22. (1) Wer den Bestimmungen des § 4
Abs. 5, des § 5 und des § 9 oder den auf Grund
dieser Bestimmungen getroffenen Anordnungen
zuwiderhandelt, wird, sofern die Tat nicht
einem strengeren Strafgesetz unterliegt, von der
örtlich zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde
wegen Verwaltungsübertretung mit Geld bis zu
3000 S, im Falle der Uneinbringlichkeit mit
Arrest bis zu 14 Tagen bestraft.

(2) Wer den Bestimmungen des § 7 oder den
auf Grund dieser Bestimmungen getroffenen An-
ordnungen zuwiderhandelt, wird, sofern die Tat
nicht einem strengeren Strafgesetz unterliegt,
von der örtlich zuständigen Bezirksverwaltungs-
behörde wegen Verwaltungsübertretung mit
Geld bis zu 30.000 S, im Falle der Uneinbring-
lichkeit mit Arrest bis zu drei Monaten bestraft,
auch wenn es nur beim Versuch geblieben ist.
Auf den Verfall der Gegenstände, auf die sich
die strafbare Handlung bezieht, kann auch selb-
ständig erkannt werden, wenn keine bestimmte
Person verfolgt oder bestraft werden kann.

§ 23. Wer vorsätzlich eine Tatsache, die ihm
als Mitglied der Kommission oder als Angestell-
tem oder Beauftragtem des Fonds bekanntge-
worden und deren Geheimhaltung im geschäft-
lichen Interesse des Betriebsinhabers geboten ist,
unbefugt offenbart oder zu seinem oder eines
Dritten Vorteil verwertet, wird, wenn die Hand-
lung nicht einem strengeren Strafgesetz unter-
liegt, wegen Vergehens mit Arrest in der Dauer
von drei Monaten bis zu zwei Jahren bestraft.

Übergangs- und Vollzugsbestimmungen.

§ 24. Das Vermögen des Österreichischen Ge-
treide- und Brauwirtschaftsverbandes (StGBl.

Nr . 171/1945) und die von ihm nach den bis-
herigen Vorschriften für Ausgleichszwecke ver-
walteten Mittel mit Ausnahme eines Betrages
von 20,000.000 S, der dem Bunde zufließt, gehen
auf den Fonds über. Soweit Personal österreichi-
scher Wirtschaftsverbände vom Fonds über-
nommen wird, gilt das bisherige Dienstverhältnis
als nicht unterbrochen.

§ 25. (1) Dieses Bundesgesetz verliert am
31. Dezember 1956 seine Wirksamkeit. (BGBl.
Nr. 275/1955, Art. II Z. 9.)

(2) Dieses Bundesgesetz ist in seiner ursprüng-
lichen Fassung am 1. September 1950 in Kraft
getreten. Die durch die 2. Getreidewirtschafts-
gesetznovelle, BGBl. Nr . 136/1953, eingetretenen
Änderungen sind am 1. Oktober 1953, die durch
die 5. Getreidewirtschaftsgesetznovelle, BGBl.
Nr . 275/1955, eingetretenen Änderungen sind
am 31. Dezember 1955 in Kraft getreten.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist hinsichtlich des § 7 das Bundesministerium
für Land- und Forstwirtschaft im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für Finanzen, hin-
sichtlich des § 21 das Bundesministerium für
Finanzen beziehungsweise das Bundesministe-
rium für Justiz beziehungsweise das Bundes-
kanzleramt, hinsichtlich des § 23 das Bundes-
ministerium für Justiz und hinsichtlich der
übrigen Bestimmungen das Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft betraut.

150. Kundmachung der Bundesregierung
vom 5. Juni 1956, womit das Viehverkehrs-

gesetz wiederverlautbart wird.

Artikel 1.

Auf Grund des § 1 des Wiederverlautbarungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 114/1947, wird das Bundes-
gesetz vom 12. Juli 1950, BGBl. Nr. 169, über
die Regelung der Ein- und Ausfuhr von Schlacht-
tieren und tierischen Produkten (Viehverkehrs-
gesetz) neu verlautbart, dessen Titel nach Art. I
Z. 1 der 2. Viehverkehrsgesetznovelle, BGBl.
Nr. 137/1953, lautet: Bundesgesetz über die
Regelung des Verkehrs mit Schlachttieren und
tierischen Produkten (Viehverkehrsgesetz).

Artikel 2.

(1) Bei der Wiederverlautbarung sind die Ände-
rungen und Ergänzungen berücksichtigt, die sich
aus nachstehenden Rechtsvorschriften ergeben:

1. 2. Viehverkehrsgesetznovelle, BGBl. Nr. 137/
1953,

2. 5. Viehverkehrsgesetznovelle, BGBl. Nr. 276/
1955.
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(2) Gegenstandslos geworden und daher nicht
berücksichtigt sind:

1. die Viehverkehrsgesetznovelle, BGBl.
Nr . 71/1953,

2. die 3. Viehverkehrsgesetznovelle, BGBl.
Nr . 144/1954, und

3. die 4. Viehverkehrsgesetznovelle, BGBl.
Nr . 104/1955.

(3) Ferner sind als gegenstandslos geworden
nicht berücksichtigt die Bestimmungen des § 11
Abs. 1 zweiter Satz und des § 17 Abs. 2.

(4) Die Bestimmungen des Ar t . I der 5. Vieh-
verkehrsgesetznovelle sind unter der Überschrift
„Abschnitt I ." als § 1 in das neu zur Verlaut-
barung gelangende Bundesgesetz aufgenommen.
Der Überschrift vor dem ursprünglichen § 1 ist
die Überschrift „Abschnitt I I ." vorgesetzt. Bei
den Überschriften vor den ursprünglichen §§ 1,
5, 15 und 17 sind die römischen Ordnungszahlen
weggelassen.

(5) Die einzelnen Paragraphen des neu zur
Verlautbarung gelangenden Bundesgesetzes sind
mit neuen Ordnungszahlen versehen.

Artikel 3.

Das wiederverlautbarte Bundesgesetz ist als
„Viehverkehrsgesetz 1956" zu bezeichnen.

Artikel 4 .

Als Tag der Herausgabe der Wiederverlaut-
barung wird der Tag der Kundmachung im Bun-
desgesetzblatt festgestellt.

Raab Schärf Helmer Kapfer
Drimmel Proksch Kamitz Thoma
Illig Waldbrunner Figl

Anlage

Viehverkehrsgesetz 1956.

Abschnitt I.

§ 1. (Verfassungsbestimmung.) Die Erlassung
und Aufhebung von Vorschriften, wie sie im
Abschnitt II dieses Bundesgesetzes enthalten sind,
sowie die Vollziehung dieser Vorschriften ist für
die Zeit vom 1. Jänner 1956 bis 31. Dezember
1956 auch in den Belangen Bundessache, für die
vom 1. Jänner 1956 an die bisherigen verfassungs-
rechtlichen Grundlagen (Art. 10 Abs. 1 Z. 15 des
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von
1929) nicht mehr gegeben sind.

(BGBl. Nr. 276/1955, Art. I.)

Abschnitt II.

Allgemeine Bestimmungen.

§ 2. (1) Schlachttiere im Sinne dieses Bundes-
gesetzes sind zur Schlachtung bestimmte Rinder,
Kälber, Schweine und Pferde. (BGBl. Nr. 137/
1953, Art. I Z. 2.)

(2) Tierische Produkte im Sinne dieses Bundes-
gesetzes sind

a) Fleisch, das sind alle für den Genuß als
menschliches Nahrungsmittel verwendbaren
und bestimmten Teile der der Schlachtung
zugeführten, im Abs. 1 genannten Tiere in
frischem, gefrorenem, gesalzenem und ge-
pökeltem Zustande, einschließlich der
Innereien;

b) Fleischwaren, das sind Wurst- und Selch-
waren, sowie Fleisch in luftdicht abgeschlos-
senen Behältnissen und sonstige Erzeug-
nisse, sofern diese Waren ganz oder teil-
weise aus dem Fleisch der im Abs. 1 ge-
nannten Tiere hergestellt sind;

c) tierische Fette, das sind Schweinespeck,
Schweineschmalz, Filz, Darmfette und
Rindertalg.

§ 3. (1) Zum Schutze der inländischen Vieh-
wirtschaft und zur Stabilisierung der Preise für
Schlachttiere und deren Produkte wird der
„Viehverkehrsfonds" errichtet.

(2) Der „Viehverkehrsfonds" (im folgenden
„Fonds" genannt) ist eine juristische Person, hat
seinen Sitz in Wien und ist berechtigt, das Bun-
deswappen zu führen. Er wird durch eine Ver-
waltungskommission (im folgenden „Kommis-
sion" genannt) verwaltet.

(3) Das Vermögen des Fonds wird aus den ihm
aus dem Liquidationserlös des Österreichischen
Viehwirtschaftsverbandes zugeflossenen Mitteln
gebildet (§ 20). Diese sind zur Förderung des
Viehabsatzes und zur Erleichterung und Ver-
billigung der Versorgung mit den im § 2 ge-
nannten Waren zu verwenden.

§ 4. (1) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft hat auf Vorschlag der Kommis-
sion rechtzeitig, spätestens bis 1. Juli, für das
folgende Wirtschaftsjahr (1. Juli bis 30. Juni des
nächstfolgenden Jahres) unter Bedachtnahme auf
die inländische Produktion für die im § 2 ge-
nannten Waren Ein- und Ausfuhrpläne (Mengen
der ein- und auszuführenden Waren, Zeitpunkt
der Ein- und Ausfuhr, Herkunft und Qualität)
festzulegen.

(2) Die festgelegten Ein- und Ausfuhrpläne sind
für das folgende Wirtschaftsjahr verbindlich. Sie
dürfen auf Vorschlag der Kommission nur ab-
geändert werden, wenn unvorhergesehene und
zwingende Verhältnisse (später eintretende Kata-
strophen, wesentliche Bedarfsverschiebungen,
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zwingende staatspolitische Bedürfnisse u. dgl.)
dies verlangen.

(3) Die zu den im Einfuhrplan vorgesehenen
Terminen durchzuführenden Importe sind von der
Kommission jeweils öffentlich bekanntzumachen,
wobei dem preiswertesten Einfuhrantrage die
Genehmigung zu erteilen ist. Die Kommission
kann, wenn sich die öffentliche Bekanntmachung
eines Importes für die österreichische Volkswirt-
schaft nachteilig auswirken würde, hievon Ab-
stand nehmen und einen den jeweiligen Verhält-
nissen entsprechenden Genehmigungsvorgang be-
schließen. Die Genehmigung kann unter Bedin-
gungen und Auflagen erteilt werden, die zur
Durchführung der Bestimmungen des Abs. 1 er-
forderlich sind. Die Genehmigung der Kommis-
sion bildet die Voraussetzung für die Erteilung
der nach den devisenrechtlichen Vorschriften und
den Regelungen des Warenverkehres mit dem
Ausland erforderlichen Bewilligungen. (BGBl.
Nr. 137/1953, Art. I Z. 3.)

(4) Importeuren, die die Bedingungen, unter
denen die Genehmigung erteilt worden ist, nicht
einhalten, können bereits erteilte Genehmigungen
entzogen werden; sie können zeitweise oder
dauernd von der Durchführung von Import-
geschäften ausgeschlossen werden.

(5) Ein- und Ausfuhren der im § 2 genannten
Waren sind von den Importeuren und Exporteu-
ren der Kommission zu melden. Die Kommission
ist berechtigt, durch ihre ausgewiesenen Organe
die Richtigkeit dieser Meldungen durch Einsicht-
nahme in die bezughabenden Aufzeichnungen
überprüfen zu lassen.

(6) Im Einfuhrplan nicht vorgesehene Importe
der im § 2 angeführten Waren sind unzulässig;
ausgenommen hievon sind Einfuhren von Waren,
die

a) unter Zollverschluß durch das Bundesgebiet
durchgeführt,

b) im kleinen Grenzverkehr oder
c) im Reise- oder Postverkehr eingeführt

werden.

(7) Auf Antrag der Kommission können durch
Verordnung des Bundesministeriums für Land-
und Forstwirtschaft die Bestimmungen der Ab-
sätze 1 bis 6 und des § 5 auf die in dieser Ver-
ordnung näher zu bezeichnenden Süßwasserfische
ausgedehnt werden.

§ 5. (1) Wenn die Erzeugerpreise für inländi-
sche Waren der im § 2 genannten Art höher
liegen als die Preise für gleichwertige Import-
ware, hat der Importeur der im § 2 genannten
Waren anläßlich der Zollabfertigung einen Aus-
gleichsbetrag zu entrichten.

(2) Die Ausgleichsbeträge gemäß Abs. 1 werden
auf Vorschlag der Kommission vom Bundes-

ministerium für Land- und Forstwirtschaft im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Finanzen allgemein durch Verordnung oder im
einzelnen für bestimmte Gruppen von Import-
geschäften festgesetzt. Ihre Höhe darf 50 v. H.
des inländischen Erzeugerpreises der in Betracht
kommenden Ware nicht übersteigen.

(3) Die Ausgleichsbeträge gemäß Abs. 1 sind
Einnahmen des Bundes. Sie sind — soweit er-
forderlich — für die im § 3 Abs. 3 genannten
Zwecke zu verwenden.

(4) Bei nicht rechtzeitiger Abfuhr der Aus-
gleichsbeträge können Verzugszinsen in der bei
Handelsgeschäften üblichen Höhe verrechnet
werden.

§ 6. (1) Zur Erreichung und Erhaltung von
Schlachttierpreisen, die die Aufrechterhaltung
einer zur Versorgung der Bevölkerung erforder-
lichen Inlandsproduktion an Schlachttieren ge-
währleisten, kann das Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft im Einvernehmen mit
den Bundesministerien für Inneres sowie für
Handel und Wiederaufbau durch Verordnung
öffentliche Vieh- und Fleischmärkte bestimmter
Orte zu geschützten Märkten erklären.

(2) Für geschützte Märkte können folgende
Maßnahmen getroffen werden:

a) Ankauf von Schlachttieren durch beauf-
tragte Unternehmungen zum Zwecke der
Marktentlastung ;

b) Festsetzung von Höchstmengen für den
Auftrieb von Schlachttieren und die An-
lieferung von Fleisch;

c) Einführung einer Bewilligungspflicht für
den Auftrieb von Schlachttieren sowie die
Anlieferung von Fleisch sowohl für den
geschützten Markt selbst als auch für den
Außermarktverkehr des Ortes, in dem sich
der geschützte Markt befindet. Beschrän-
kungen des Außermarktverkehrs dürfen
jedoch nur insoweit angeordnet werden,
als ohne sie auf dem in Betracht kommen-
den geschützten Markte die im Abs. 1 an-
geführten Zwecke nicht erreichbar wären.

(3) Für die Maßnahmen gemäß Abs. 2 erläßt
das Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft im Einvernehmen mit den Bundes-
ministerien für Inneres sowie für Handel und
Wiederaufbau Richtlinien, die insbesondere zu
betreffen haben:

a) die Preislimite, innerhalb deren Marktent-
lastungen gemäß Abs. 2 lit. a erfolgen kön-
nen, und die Verwertung der aufzukaufen-
den Tiere;

b) die Verteilung der Höchstmengen gemäß
Abs. 2 lit. b auf die einzelnen Bundes-
länder;
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c) die Durchführung des Bewilligungsverfah-
rens gemäß Abs. 2 lit. c. Hiebei kann be-
stimmt werden, daß Ansuchen um Bewilli-
gungen bei den Landwirtschaftskammern
eingebracht werden können;

d) die Behandlung der Waren, die über die
festgesetzten Höchstmengen hinausgehen
oder für die die vorgeschriebene Bewilli-
gung nicht nachgewiesen wird. Hiebei kann
bestimmt werden, daß solche Waren von
den Marktbehörden nicht zum Verkauf zu-
gelassen werden dürfen und daß die Be-
willigungen für Zufuhren aus dem Aus-
lande bei der Einfuhr dem Grenzzollamt,
die Bewilligungen für Lieferungen aus dem
Inlande bei der Übernahme der Waren
zum Transport dem Beförderungsunter-
nehmen vorzuweisen sind. Im Falle einer
solchen Regelung dürfen Waren ohne Vor-
weisung der vorgeschriebenen Bewilligung
weder zur Einfuhr zugelassen noch zur Be-
förderung übernommen werden.

(BGBl. Nr. 137/1953, Art. I Z. 4.)

§ 7. (1) Die Richtlinien gemäß § 6 Abs. 3
werden durch Anordnungen erlassen, die in der
„Wiener Zeitung" kundzumachen sind und am
dritten Tage nach ihrer Kundmachung in Wirk-
samkeit treten, sofern nicht in der Anordnung
ein anderer Wirksamkeitsbeginn festgesetzt wird.
Vor Erlassung solcher Anordnungen ist dem
Fonds Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(2) Im Rahmen der gemäß § 6 Abs. 3 er-
gangenen Richtlinien hat der Fonds die vor-
gesehenen Maßnahmen gemäß § 6 Abs. 2 durch-
zuführen.

(3) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft hat die Tätigkeit des Fonds hin-
sichtlich der von ihm durchzuführenden Auf-
gaben zu überwachen. Falls es Kenntnis erlangt,
daß Durchführungsmaßnahmen nicht rechtzeitig
getroffen werden, kann es diese Maßnahmen un-
verzüglich selbst treffen oder den Fonds beauf-
tragen, sie entsprechend seinen Weisungen durch-
zuführen.

(BGBl. Nr. 137/1953, Art. I Z. 4.)

Organisatorische Bestimmungen.

§ 8. (1) Die Kommission besteht aus neun Mit-
gliedern und wird von der Bundesregierung auf
Antrag des Bundesministeriums für Land- und
Forstwirtschaft bestellt, und zwar

a) drei Mitglieder, darunter der Obmann der
Kommission, auf Vorschlag der Landwirt-
schaftskammern Österreichs;

b) drei Mitglieder, darunter ein Obmannstell-
vertreter, auf Vorschlag der Bundeskammer
der gewerblichen Wirtschaft;

c) drei Mitglieder, darunter ein Obmannstell-
vertreter, auf Vorschlag des Österreichi-
schen Arbeiterkammertages.

(2) Für die Mitglieder der Kommission, jedoch
nicht für den Obmann und die beiden Obmann-
stellvertreter, wird in der gleichen Weise ein Er-
satzmann bestellt, der im Verhinderungsfalle
einzutreten hat.

(3) Die bestellten Personen können aus wich-
tigen Gründen in der gleichen Weise, wie sie be-
stellt wurden, abberufen werden. In diesem Falle
und bei sonstiger Erledigung einer Stelle ist diese
ohne Verzug neu zu besetzen.

§ 9. (1) Der Obmann und die beiden Obmann-
stellvertreter haben Anspruch auf eine angemes-
sene Entschädigung. Ihre Höhe wird vom Bun-
desministerium für Land- und Forstwirtschaft
festgesetzt.

(2) Das Amt der übrigen Mitglieder und Er-
satzmänner ist ein unbesoldetes Ehrenamt. Die
Reise- und Aufehthaltsgebühren der Angehöri-
gen der Kommission werden durch die Geschäfts-
ordnung festgesetzt.

(3) Die Kommission ist berechtigt, einen Ge-
schäftsführer und sonstige Angestellte in der er-
forderlichen Anzahl durch Dienstvertrag zu be-
stellen. Auf das Dienstverhältnis des Geschäfts-
führers und der übrigen Angestellten des Vieh-
verkehrsfonds finden die für private Unterneh-
mungen geltenden gesetzlichen Vorschriften An-
wendung. (BGBl. Nr. 137/1953, Art. I Z. 5.)

§ 10. Der Fonds wird nach außen vom Ob-
mann oder in dessen Vertretung von einem Ob-
mannstellvertreter vertreten. Zur rechtsverbind-
lichen Zeichnung sind zwei Unterschriften er-
forderlich, die vom Obmann oder einem Ob-
mannstellvertreter und dem Geschäftsführer oder
einem sonstigen von der Kommission hiezu er-
mächtigten Angestellten gegeben werden können.

§ 11. (1) Gültige Beschlüsse der Kommission
bedürfen — die ordnungsgemäße Einladung aller
Mitglieder vorausgesetzt — einer Mehrheit von
vier Fünfteln der abgegebenen Stimmen.

(2) Im übrigen wird die Tätigkeit der Kom-
mission durch eine Geschäftsordnung geregelt,
die von der Kommission beschlossen wird und
die der Genehmigung des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft bedarf.

§ 12. (1) Der Aufwand des Fonds einschließ-
lich der Kosten der Staatsaufsicht wird durch
Verwaltungskostenbeiträge gedeckt, die in einem
Prozentsatze vom Werte der ein- oder aus-
geführten Waren festgesetzt werden und die
0'4 v. H. dieses Wertes nicht übersteigen dürfen.

(2) Die näheren Regelungen über das Ausmaß
der Verwaltungskostenbeiträge und über ihre
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Einhebung werden von der Kommission nach
den Bestimmungen der Geschäftsordnung ge-
troffen.

(3) Bei nicht rechtzeitiger Einzahlung der Ver-
waltungskostenbeiträge können Verzugszinsen in
der bei Handelsgeschäften üblichen Höhe ver-
rechnet werden.

§ 13. (1) Die Kommission hat die Fondsmittel
unter Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen
Kaufmannes zu verwalten und darf sie nur zu
den in diesem Bundesgesetze festgelegten
Zwecken und zur Deckung der Verwaltungsaus-
lagen verwenden. Sie dürfen auch nicht vorüber-
gehend für andere Zwecke verwendet werden.

(2) Die gesamte Geschäftsführung und Ge-
barung des Fonds unterliegt der Aufsicht des
Bundesministeriums für Land- und Forstwirt-
schaft. Dieses hat darüber zu wachen, daß die Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes und der dazu
ergangenen Verordnungen eingehalten werden.
Das Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft ist rechtzeitig zu sämtlichen Sitzungen
der Kommission einzuladen. Ihm sind weiters
die Protokolle über sämtliche Sitzungen vor-
zulegen. (BGBl. Nr. 137/1953, Art. I Z. 6.)

(3) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft ist verpflichtet, gegen Beschlüsse
oder Verfügungen, die den bestehenden Gesetzen
und Verordnungen zuwiderlaufen, Einspruch zu
erheben. Es hat jeden Einspruch unter Angabe
der hiefür maßgebenden Gründe unverzüglich
den Bundesministerien für Handel und Wieder-
aufbau und für Inneres — soweit es sich um
finanzielle Angelegenheiten handelt, auch dem
Bundesministerium für Finanzen — zur Bestäti-
gung zur Kenntnis zu bringen. Falls diese Be-
stätigung nicht binnen vier Wochen nach Er-
hebung des Einspruches versagt wird, gilt sie als
erteilt;

(4) Ist ein Einspruch erhoben worden, so darf
ein Beschluß nur durchgeführt oder eine Maß-
nahme nur getroffen werden, wenn die im Abs. 3
vorgesehene Bestätigung des Einspruches versagt
wird.

§ 114. (1) Das Geschäftsjahr des Fonds dauert
vom 1. Juli bis zum 30. Juni des nächstfolgenden
Jahres.

(2) Bis 31. Oktober jedes Jahres hat der Fonds
dem Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft und dem Rechnungshof einen Bericht
samt Rechnungsabschluß über das abgelaufene
Geschäftsjahr vorzulegen.

§ 15. Die Mitglieder der Kommission und die
Angestellten des Fonds sind verpflichtet, die
ihnen bei Ausübung ihres Amtes bekannt-
gewordenen Geschäfts- und Betriebsverhältnisse,

außer in den Fällen dienstlicher Berichterstattung
oder der Anzeige strafbarer Handlungen, geheim-
zuhalten und haben sich der Verwertung der
ihnen zur Kenntnis gelangten Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse zu enthalten. Diese Pflichten
gelten auch nach dem Ausscheiden aus der Kom-
mission und nach Beendigung des Dienstverhält-
nisses.

§16 . (1) Das Verfahren des Fonds hat sich mit
den in diesem Paragraphen vorgesehenen Ab-
weichungen nach den für die Behörden der all-
gemeinen staatlichen Verwaltung geltenden Be-
stimmungen zu richten. Bei nicht rechtzeitiger
Einzahlung von Verwaltungskostenbeiträgen ge-
mäß § 12 hat der Fonds die Zahlungsverpflich-
tung mit Bescheid festzustellen. Rechtskräftig
vorgeschriebene Verwaltungskostenbeiträge wer-
den im Verwaltungswege eingetrieben.

(2) Die Entscheidungen des Fonds in den im
§ 4 Abs. 3 bis 5 angeführten Angelegenheiten
sowie über die Gewährung von Zuschüssen sind
endgültig. Gegen seine sonstigen Bescheide kann
binnen zwei Wochen beim Fonds Einspruch er-
hoben werden. Über den Einspruch entscheidet
der nach dem Betriebsstandorte zuständige Lan-
deshauptmann; gegen seine Entscheidung ist die
Berufung an das Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft zulässig.

(3) In Angelegenheiten, die die Einzahlung von
Verwaltungskostenbeiträgen betreffen, ist der
Fonds im Verfahren vor den Verwaltungsbehör-
den Partei im Sinne der Bestimmungen des All-
gemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950,
BGBl. Nr. 172.

§ 17. (1) Schriften und Amtshandlungen im
Verfahren vor dem Fonds sind von den Stempel-
und Rechtsgebühren nach § 14 des Gebühren-
gesetzes 1946, BGBl. Nr. 184, in der jeweils
geltenden Fassung, sowie von den Bundesver-
waltungsabgaben befreit. Der Fonds selbst unter-
liegt weder den genannten Gebühren und Ab-
gaben noch den Gerichtsgebühren, der Körper-
schafts- und der Vermögensteuer.

(2) Die Zuschüsse des Fonds an die Bearbei-
tungs- und Verarbeitungsbetriebe gelten nicht als
Entgelt im Sinne des Umsatzsteuergesetzes.

Straffbestimmungen.

§ 18. (1) Wer den Bestimmungen des § 4
Abs. 5 oder den auf Grund dieser Bestimmungen
getroffenen Anordnungen zuwiderhandelt, wird,
sofern die Tat nicht einem strengeren Straf-
gesetz unterliegt, von der örtlich zuständigen Be-
zirksverwaltungsbehörde wegen Verwaltungs-
übertretung mit Geld bis zu 3000 S, im Falle
der Uneinbringlichkeit mit Arrest bis zu
14 Tagen bestraft.
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(2) Wer den Bestimmungen der §§ 5, 6 oder 7
oder den auf Grund dieser Bestimmungen ge-
troffenen Anordnungen zuwiderhandelt, wird, so-
fern die Tat nicht einem strengeren Strafgesetz
unterliegt, von der örtlich zuständigen Bezirks-
verwaltungsbehörde wegen Verwaltungsüber-
tretung mit Geld bis zu 30.000 S, im Falle der
Uneinbringlichkeit mit Arrest bis zu drei Mona-
ten bestraft, auch wenn es nur beim Versuch ge-
blieben ist. Auf den Verfall der Gegenstände,
auf die sich die strafbare Handlung bezieht, kann
auch selbständig erkannt werden, wenn keine be-
stimmte Person verfolgt oder bestraft werden
kann. (BGBl. Nr. 137/1953, Art. I Z. 7.)

§ 1 9 . Wer vorsätzlich eine Tatsache, die ihm
als Mitglied der Kommission oder als Angestell-
tem oder Beauftragtem des Fonds bekanntge-
worden und deren Geheimhaltung im geschäft-
lichen Interesse des Betriebsinhabers geboten ist,
unbefugt offenbart oder zu seinem oder eines
Dritten Vorteil verwertet, wird, wenn die Hand-
lung nicht einem strengeren Strafgesetz unter-
liegt, wegen Vergehens mit Arrest in der Dauer
von drei Monaten bis zu zwei Jahren bestraft.

Übergangs- und Vollzugsbestimmungen.

§ 20. Das Vermögen des Österreichischen Vieh-
wirtschaftsverbandes (StGBl. Nr. 171/1945) und
die von ihm nach den bisherigen Vorschriften für
Ausgleichszwecke verwalteten Mittel gehen auf
den Fonds über. Soweit Personal österreichischer

Wirtschaftsverbände vom Fonds übernommen
wird, gilt das bisherige Dienstverhältnis als nicht
unterbrochen.

§ 21. (1) Dieses Bundesgesetz verliert am
31. Dezember 1956 seine Wirksamkeit. (BGBl.
Nr. 276/1955, Art. II.)

(2) Dieses Bundesgesetz ist in seiner ursprüng-
lichen Fassung am 1. September 1950 in Kraft
getreten. Die durch die 2. Viehverkehrsgesetz-
novelle, BGBl. Nr. 137/1953, eingetretenen
Änderungen sind am 1. Oktober 1953, die durch
die 5. Viehverkehrsgesetznovelle, BGBl. Nr. 276/
1955, eingetretenen Änderungen sind am 31. De-
zember 1955 in Kraft getreten.

(s) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist hinsichtlich des § 5 das Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Finanzen, hinsicht-
lich des § 6 und des § 7 Abs. 1 das Bundesmini-
sterium für Land- und Forstwirtschaft im Ein-
vernehmen mit den Bundesministerien für Inne-
res und für Handel und Wiederaufbau, hinsicht-
lich des § 17 das Bundesministerium für Finan-
zen beziehungsweise das Bundesministerium für
Justiz beziehungsweise das Bundeskanzleramt,
hinsichtlich des § 19 das Bundesministerium für
Justiz und hinsichtlich der übrigen Bestimmun-
gen das Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft betraut. (BGBl. Nr. 137/1953, Art. I
Z.9.)
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